theilung zu machen, daß ; 
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Vom Reichskanzler iſt fol 5 Ä 
8 gendes Schreiben an den Präſidenten ein⸗ 
gegangen: „Cw. Hochwohlgeboren beehre ich mich ganz ergebenſt die Mit⸗ 
in Gemäßheit des Artikels 17 des Berner Poſt⸗ 
October 1874, betreſſend den Eintritt überſeeiſcher 
zum 17. Januar in Bern aus Anlaß eines von 


| 
| 


vereins⸗Vertrages vom 9, 


der in den Poſt 
er en © berein 


" tretern der bei ermaltung geſtellten Antrages eine Conferenz von Ber: 


| 


u 


| 


| Tr 
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Ver oſtverwaltungen zuſammenberufen worden iſt. Die 
ungen derſeſben haben am m.’ — Unterzeichnung einer Ueberein⸗ 
börenden Gebi welche die Aufnahme der geſammten zu Britiſch Indien ge⸗ 
N tete, ſowie der ſämmtlichen Gunien Frankreichs in den allge⸗ 
zum 1. Juli d. erzielt worden iſt. Die einheitliche 


ſreinstaxe für dieſe überſeeiſchen Ya wird darnach vom 1. Juli ab 
ih ane 5 für frankirte Briefe, 20 Pfennige für Poſtkarten, 


“ 


Ein oſtverein bilden werden. a 
Secreig anderes chreiben des Reichskanzlers zeigt an, daß der ſtändige 
diefer a5 8 italieniihen Abgeordnetenhauſes, Maſſari, im Auftrage 

bewirkt kperſchaft den Druck der Parlamentsreden des Grafen Cavour 
umſaſsended ein Exemplar dieſes im Buchhandel nicht erſchienenen, elf Bände 

18 Meiden, Werkes dem kaiſerkichen Botſchafter in Rom für die Bibliothek 

v. orange, zum Beam geſtellt habe. (Beifall.) Der Präſident 

'r pre bed wird vom Hguſe autoriſirt, durch den Botſchafter des Reiches 

Enn Aan Dank des Rei Btaneh fü DaB Geicent dan een Fend Tafien 
des Neu der Stantsanwaltihaft zu Schwäbiſch⸗ Hall, auf Genehmigung 

Abg. G 0 zur Einleitung einer ſtrafrechtlichen Verfolgung gegen den 

Lommiſſten n wegen verleumderiſcher Beleidigung wird der Geſchaflsordaungs⸗ 

Abg. hon üperwieſen. An dieſelbe Commiſſion gebt ein Schreiben des 

enburg), in welchem derſelbe anzeigt, daß er zum Mitgliede 
tons⸗Senats des Kreis⸗ und Hofgerichts zu Mannheim ernannt 


Age esorbnung ſtebt zunächſt die Interpellation des Abgeordneten 
) er e fänmmtliche Mitglieder der Forticrittspartei- unterſtützen: 
8 N. es zur Kenntniß der Reichsregierung gelangt: i 
daß in den Mecklenburg⸗Schwerinſchen und Mecklenburg⸗Strelitzſchen 
„Gbrungs Verordnungen und Inſtructtonen vom reſp. 19. Auguſt und 
eptember 1875 zum Reichs geſetze über die Beurkundung des Perſonen⸗ 
Slade und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875 verordnet ift: daß die 
„ Desbeamten und deren Stellvertreter, wenn nicht deren beſondere Beeidi⸗ 
bi ſortfällt, weil fie bereits einen Dienſt⸗, Amts⸗ oder Huldigungs⸗, be⸗ 
Lebens wei e Lehnseid geleiſtet haben auf ihr Amt nach einem Formular 
Ein g. 1 deſſen Schlußſatz lautet: „fo wahr mir Gott helfe und 
b. daß i 1 ; 
N aß inn Regierungsblatt für das Großberzogthum Mecklenburg⸗Schwerin 
dan shltchenbe Erlaß des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Staatsminiſteriums 
Jeuriu Jauuar 1876 veröffentlicht iſt: „Nachdem das Reichsgeſetz über die 
Maft undung des 3 und die Eheſchließun 
EA getreten iſt, baben Seine Königliche Hoheit der Großherzog im An« 
an den 5 82 dieſes Geſetzes dem unterzeichneten Staatsminiſterium 
gnädigen Befehl ertheilt, Alle, die es angeht — wie dierdurch geſchiebt 
fich benachrichtigen, daß Allerhöchſtdieſelben die Erfüllung der kirchlichen 
gr bien in zug auf Taufe und Trauung von allen landesherrlichen 
Qnern beſtimmt erwarten und daß Allerb Sie Anſtand nehmen werden, 
nl rſonen * welche dieſen Pflichten in der einen oder anderen Weil 
icht nachgekommen find. 8 
Schwerin, am 7. Januar 1876. 
Großherzoglich Mecklenburgiſches Staatsminiſterium. 
H. Graf v. Baſſewitz. Buchla. Wetzell. v. Bülow. 
4 gu, umd daß in Mecklenburg⸗Schwerin ein oberkirchenräthlicher Erlaß vom 
„Foladember 1875 erſchienen iſt, in welchem unter Anderm verordnet wird: 
muß ze die Trauung alsbald auf den Act der bürgerlichen Eheſchließung und 
er den obwaltenden Umſtänden angenommen werden, daß die 
arnalis noch nicht ſtattgefunden hat, jo ift der Braut der ſonſt nicht 
rautkranz zuzugeſtehen und das Prädikat Jungfrau, wo dies bis⸗ 
en, bei der Anſprache im Trauact zu geben. — Auch iſt die An⸗ 
auung auf bei ihrem angeborenen Familinnamen zuläſſig, wenn die 
ſolgt“ gs obne längeren Verzug auf den Act der bürgerlichen Cheſchließung 


2. 
Nr. Welche Schritte gedenkt die Reichsregierung zu thun, um die unter 
beſeitigen? und e. angeführten reichsgeſezwidrigen Beſtimmungen zu 
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ber geſche 
de doe 


Die mecklenburgiſche Staatsregierung und der Ober⸗ 
Pr Schwerin haben aus ihrer Abneigung gegen die Civilehe nie⸗ 
letzten W ebl gemacht. Unſere feudale Regierung hat ſchon zur Zeit der 

ablen die liberale Partel beſchuldigt, daß fie durch Einführung der 


ivi : rap 
— nag che Religion aus dem Volksleben verbannen wolle. Es 
lichem Weg ein amtlicher Aufruf in Tauſenden von Exemplaren auf amt⸗ 


worin es beißt alle Geistlichen und Domanialbeamte des Landes verbreitet, 
ißt: „Die alte chriſtliche Ordnung für die Schließung einer Ehe 

er orwerden. Da geht etz an den grünen Tisch, wobinter der 
zoder Secretär oder Standesbeamte, möͤglicherweiſe ein Jude, 
Sie wollen heirathen? — Ja. — Zeigen Sie mal die 
Abaewird ein Protokoll aufgenommen vie Gebühren werden 
gemacht! Sela. Johann und Chriſtine ſind ein Paar. 


ecklenburger woll N 1 2 7 
W „ wollt Ihr Euch auf dieſe Weiſe in die Ehe bringen 
den ekeus anauch nur noch ein Stück vom Ehriſtenthum im Herzen bat, 
Ne „Juni v. J. wurde eine Sitzung von Commiſſaren 
mmgerung über die 9 — der Stolgebühren abge⸗ 


gezahlt. — 
(Heiterkeit. 


Ein keiner Riehen in ibren Arbeiten zur Rettung des 
Ich frage 
an 
u äußern 


ſchmäht, und es werden ſogar üb 

er 
Con te Lügen verbreitet. So le 
Tan ebeact iſt gar keine auf die Dauer 


a“ kann ſeine nach dem Givilchegeich 
den 


eriten Punkt der von mir 
dendkeüdurgiſche Regierung frü 


in 
5 Wedeulün 


eſtellten Inte ion 
ber auf dem Sen 


fat denden ein Eid, für welchen eine äriſlich Cibesformiel 
eiren 
dem 


zu werden brauche, ſondern daß die Formel für 
e Nene e v e C 
ines Standesbeamten principie a ießen i 
ER bis eat n für erlebt beraten Tnnen, wagt uff erat, 
die bisber gebräuchliche Abänderung der Eidesformel auch in dem 
i antreten habe, wenn ein Jude Standesbeamte ift. 
em zweiten Punkt der Interpellation beziebt ſich Fan der Aus⸗ 
errliche Diener“ nicht etwa blos auf die Beamten des Hof. 
ſondern auf alle Staatsbeamte des Landes und entf 


uden bon 


er 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Dieſer gang 


dieſe Bezeichnung ganz unſeren feudalen Einrichtungen. Wurden doch bis 
vor Kurzem alle unſere Staatsbeamten, vom Militär wie vom Civil, „lan: 
des herrliche Bediente“ genannt. Der ganze bier mitgetheilte Erlaß wider: 
ſpricht offenbar auf das Gröblichſte ſowohl dem Gleichberechtigungsgeſetz als 
dem Civilſtandsgeſetz. Nach dem erſteren darf aus dem religiöſen Bekenntniß 
eines Staatsbürgers kein Anlaß für die Nichtanſtellung eines Beamten her⸗ 
lang werden, und nach dem letzteren darf ein ſtaatlicher Zwang zur Gr: 
üllung von Kirchenpflichten nicht mehr angewendet werden. (Sehr richtig!) 
Durch die Berufung auf den § 82 des Cidilehegeſetzes kann der Erlaß in 
keiner Weiſe gerechtfertigt werden, denn wie bei der Berathung dieſes 
Paragraphen im Reichstage, insbeſondere von dem Abg. v. Schulte und dem 
Bundescommiſſar ausdrücklich anerkannt und beſtäligt wurde, ſoll der § 82 
nur der mißverſtändlichen oder böswilligen Auslegung des Civilgeſetzes ent: 
gegentreten, daß die kirchlichen Pflichten wie Taufe und Trauung dadurch 
geradezu verboten ſeien. Es iſt ſomit dieſer Erlaß durchaus ungeſetzlich; 
er ſchafft für alle unſere Beamten das Civilehegeſetz rein aus der Welt und 
nichts ſchüzt uns davor, daß dies nicht auch nächſtens für alle Nichtbeamten 
geſchehe. Man bat unſerer Partei vorgeworfen, daß wir derartige ungeſetz⸗ 
liche Vorkommniſſe nur aus Mecklenburg und nicht auch aus den übrigen 
Bundesſtaaten, insbeſondere aus Preußen, bier zur Sprache bringen; man 
ſagt, die Fortſchrittspartei fürchte ſich, das letztere zu thun. Dieſer Vorwurf 
iſt durchaus 5 Bei dem durch die Zeitungen bekannt gewordenen 
Fall aus Raftenburg, woſelbſt einem Reſervelieutenant der Allerhöchste 
Wunſch einer kirchlichen Einſegnung der Offiziere vorgehalten wurde, bewegt 
ſich innerhalb der Schranken des Geſetzes und iſt mit dem hier ertheilten 
Erlaß gar nicht zu vergleichen. Indeß kann ich im Namen meiner politiſchen 
Freunde ausdrücklich erklären, daß, wenn in Preußen oder in anderen Bun⸗ 
desſtaaten ein mit Nachtheil verbundener Gewiſſenszwang gegen einen Staats⸗ 
bürger geübt werden jollte, und z. B. einem activen preußiſchen Offizier die 
Erlaubniß zur Ehe verſagt würde, wenn er ſich nicht kirchlich trauen ließe, 
daß wir uns für verpflichtet halten würden, ſolche Verletzungen des Reichs⸗ 
geſetzes hier in gleicher Weiſe zur Sprache zu bringen. 

er in Nr. 3 der Interpellation mitgetheilte Erlaß trägt außer der Un⸗ 
terſchrift des Oberkirchenrathes auch die des Großberzogs ſelbſt, und bat aljo 
nach unſeren Einrichtungen die Kraft eines Geſetzes, einer vollſtändig legalen 
Vorordnung. Dieſer Erlaß wird noch durch eine weitere Jnſtruction ers 
läutert, worin die Seelſorger aufgefordert werden, mit allen Mitteln darauf 
zu dringen, daß der Civiltrauung unmittelbar die kirchliche Trauung folge. 
Hierbei aber ſoll ein Unterſchied dahin gemacht werden, daß bei den vor⸗ 
nehmen Ständen und beſſer ſitnirten Klaſſen die Geiſtlichen nichts dagegen 
baben follen, wenn die Civiltrauung etwa am Tage des Polterabends, die 
tirhlibe am Tage der Hochzeit ftattfindet, bei den niederen und ärmeren 
Ständen und Klaſſen ſoll aber unter allen Umſtänden darauf gedrungen 
werden, daß beide Trauungen ſoſort aufeinander folgen, daß keine Nacht 
dazwiſchen liegt. (Hört! links.) In ſolcher geradezu beleidigenden Weiſe 
wird hier bei der Trauung zwiſchen den vornehmen Ständen und niederen 
Klaſſen unterſchieden und den letzteren indirect ein ſitlicher Vorwurf gemacht. 
ze geſetzwidrige Erlaß, welcher insbeſondere durch die Anxede der 
bereits eiviliter Verehelichten mit Braut und Jungfrau die bürgerlichen Fol⸗ 
gen des Civilehegeſetzes auf's gröblichſte mißachtet, und das Geſetz geradezu 
berhöhnt, bat im ganzen Lande und in allen Schichten der Geſellſchaft eine 
allgemeine Entrüſtung hervorgerufen, Nur eine kleine excluſive Partei bat 
dem Elſaß zugejauchzt in der Hoffnung, daß jetzt wieder die Reaction mit 
raſchen Schritten ihren Einzug in das Land und in das Reich dalte. Wir 
aber denken, das Anſehen, die Ehre und die Würde des Reiches gebieten es, 
daß in allen Bundesſtaaten die Geſetze des Reiches aufrecht erhalten werden, 
und deshalb erwarten wir mit Beſtimmtheit, daß der Bundes ralh entſprechend 
ſeiner verfaſſungsmäßigen Pflicht, die nöthigen Schritte thun werde, um die 
angeführten geſetzwidrigen Erlaſſe in Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz zu 
befeitigen. (Beifall liuks.) 

räſident Delprüd: Die erſte Frage der Interpellation kann ich mit 
Ja beantworten. Die mecklenburgiſche Regierung hat wie die übrigen Bun⸗ 
desregierungen die betreffende Verordnung dem Reichskanzleramte mitge⸗ 
theilt; dieſes bat die Verordnung ſeiner Zeit eingehend geprüft und bat 
keine Veranlaſſung geſunden, ſie als mit dem Geſetz in Widerſpruch ſtehend, 
zu erachten. Was die Eidesformel betrifft, fo find wir davon ausgegangen, 
daß es ſich ganz von ſelbſt verſtehe, daß derartige allgemeine Eidesformeln 
eintretenden Falls dem religiöſen Bekenntniß dec der ſie zu unter⸗ 
ſchreiben hat, entſprechend umgeſtaltet werden. Es geſchieht das auch that: 
ſächlich in anderen Bundesſtaaten. So iſt z. B. in der ſächſiſchen Ausfüh⸗ 
N zum Cwilſtandsgeſetz eine Eidesnorm aufgenommen, die 
durch ein Reſcript vom Jahre 1837 feſtgeſtellt wurde. Dieſelbe ſchließt viel 
confeſſioneller wie die hier mitgetheilte mit der Anrufung Gottes und Jeſu 
Chriſti. Wir haben indeſſen keine Veranlaſſung daraus genommen, bei der 
ſächſiſchen Regierung des halb zu reclamiren, indem wir als ſelbſtverſtändlich 
vorausſetzten, daß wenn in Sachſen ein Jude zum Standesbeamten ernannt 
wird, er alsdann die Schlußformel des Eides ſeinem religiöſen Bekenniniß 
entſprechend ſchwören wird. Die mecklenburgiſche Regierung ſelbſt hat übri⸗ 
gens ausdrücklich ihr Einverſtändniß mit dieſer Auffaſſung dem Reichskanzler⸗ 
amt erklären laſſen. — Die zweite in der Interpellation mitgetheilte Verord⸗ 
nung iſt dem Reichskanzleramte ebenfalls bekannt geworden; und auch bier 
bat das Reichskanzleramt keine Veranlaſſung zu einem Einſchreiten finden 
fönnen: Die Verordnung bewegt ſich auf dem Gebiete der Dienſtpragmatit; 
dieſe aber fällt nicht in den Kreis der Reichsauſſicht und kann fomit einer 
ee reſp. Remedur von Seiten des Reichskanzler⸗Amtes nicht unter⸗ 
iegen. i 5 N 
Was endlich die Nr. 3 der Interpellation betrifft, fo war die bier bezeich⸗ 
nete Verordnung dem Reichskanzleramte bisher nicht bekannt; wäre ſie aber 
bekannt geweſen, jo würde das Reichskamleramt auch in dieſer Verordnung 
leinen Grund gefunden haben, zu zeclamiren. (Hört! links.) Denn dieſe 
Verordnung it eine rein kirchliche; ſie bewegt ſich in keiner Weile auf dem 
Boden des Civilehegeſetzes. (Hört! bört! links.) Ich kann dabei abſehen, 
in wie weit dieſe Verordnung zweckmäßig iſt oder nicht, in wie weit ſie 
Gewohnheiten, die in den Nheinprobinzen ſchon ſeit langen Jahren ſich aus: 
gebildet haben, entſpricht, es kommt darauf nicht an. Nach unſerer Anſicht 
enthält die Verordnung nichts, was nicht innerhalb des kirchlichen Gebietes 
läge, und darum entziebt fie ſich unſerer Aufſicht. 2 
Auf den Antrag des Ar. v. Saucken (Tarputſchen) tritt das Haus in 
die Beſprechung der Interpellation ein. - 

Abg. Baumgarten ſucht nachzuweiſen, daß eine Verletzung des 
Reichsgeſetzes über die Beurkundung des Perſonenſtandes vorliege. Aus den 
bei der kirchlichen Trauung in Mecklenburg jetzt noch vorgeſchriebenen Wor⸗ 
ten: „Ich ſpreche Euch ehelich zuſammen“ folge nothwendig, daß die Be: 
treffenden trotz der vorher ae bürgerlichen Trauung als ehelich ver⸗ 
bunden, nicht erachtet werden. Werde nicht die Würde des aus der Ini⸗ 
tiative des Reichstages hervorgegangenen Geſetzes aufrecht erhalten, werde 
nicht dafür Ar daß das Geſetz ſowohl dem Buchſtaben, als dem Geiſte 
nach ausgeführt werde, jo würde das Geſetz nicht ein Segen, ſondern 
9 dazu beitragen, die Autorität der Reichsgeſetzgebung zu unter⸗ 
graben. 

Abg. v. Maltzahn⸗Gültz: Ich habe weder in den Reichsgeſetzen Gründe 
für die Berechtigung der Interpellation finden können, noch glaube ich, daß 
die heute von dem Interpellanten vorgebrachten Gründe vor einer ruhigen 
und ſachlichen Erwägung Stich halten. Am meiſten gewähren noch die bei 
dem dritten Punkte gebrauchten Ausdrücke den Schein einer Berechtigung, 
aber auch nicht mehr als den Schein, denn auch am Rhein iſt es ſeit jeher 
Sitte geweſen, auch nach dem Civilact die Braut beim Namen ihrer Eltern 
anzureden. Gerade diejenigen, welche im Volke dem Civilehegeſetz Boden 
verſchaffen wollen, thun Unrecht, das Volksbewußtſein in dieſer Welſe zu 
beleidigen. Ueberhaupt iſt aber die Sache eine innere Angelegenheit der 
evangelisch lutheriſchen Kirche Mecklenburgs und hat deshalb der Reichstag 
kein Recht darüber mitzuſprechen. Wenn ich den Interpellanten recht ver⸗ 
ſtanden babe; iſt auch der oberkirchenräthliche Erlaß in öffentlichen Blättern 
nicht veröffentlicht worden, ſondern nur ein vertrauliches Schreiben an die 
einzelnen Geiftlihen. Die Eides formel habe ich nie anders verſtehen können, 
als fie heute von dem Vertreter der Bundes regierungen erklärt worden iſt, 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boft« 
Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, weiche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Taßen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 1. Februar 1876. 


und was den zweiten Punkt betrifft, fo mag er dem einen oder anderen von 
uns nicht gefallen, aber in feinem Recht iſt der Großberzog vollſtändig, denn 
ein Staat beitebt in Mecklenburg augenblicklich noch nicht (hört! hört! links). 
Ich ſelbſt ſehe die mecklenburgiſchen Verfaſſungsverhältniſſe für veraltete an, 
ich erblicke mit Bedauern darin den Grund, daß die Herren aus Mecklen⸗ 
burg drüben ſitzen und nicht bier, die Verhältniſſe find aber einmal jo und 
wir werden gegen den Großherzog keinen Vorwurf erheben können, wenn er 
das thut, wozu er vollſtändig berechtigt iſt. Das Reichsgeſetz über die Gleich⸗ 
berechtigung aller Confeſſionen iſt hier nicht verletzt, denn von einem Aus⸗ 
ſchluß irgend einer Confeſſion von dem Amte des Standesbeamten iſt nirgends 
die Rede. (Beifall rechts.) . . x 

Bundesbevollmächtigter v. Prollius (Mecklenburg): Die mecklenburgi⸗ 
ſchen Regierungen haben nie ein Hehl daraus gemacht, daß fie das Civil⸗ 
ſtandsgeſetz als eine nicht gebotene und für ihre ſpeciellen Verhältniſte une 
beilvolle Maßregel betrachtet haben. (Hört! hört! links; Bravo! im Centrum.) 
Nach dem Inkrafttreten des Geſetzes iſt es die feſte Abſicht der Regierungen, 
daſſelbe zu reſpectiren und fie find ſich bewußt, demſelden durch ihre Erlaſſe 
nicht zuwidergehandelt zu haben. Der von dem Abg. Wiggers beſorochene 
Wablaufruf iſt meines Willens nicht auf amtlichem Wege verbreitet 
worden und ebenſowenig kann ich den öffentlichen Anzeiger des Amtes Dar⸗ 
au, aus dem der Interpellant eine Stelle vorgeleſen bat, als ein amtliches 
Blatt anerkennen; es werden darin wohl Bekanntmachungen etlaſſen, im 
Uebrigen ſtebt das Blatt aber unter keinerlei amtlicher Controle. Die An⸗ 
ftoß gebenden Worte der Eidesformel find nicht dispoſinver, ſondern rein 
enunciativer Natur, ſie find für den regelmäßigen, durch die Confeſſionsver⸗ 
hältniſſe in Mecklenburg gegebenen Fall berechnet, d. b. daß Angehörige der 
lutheriſchen Kirche als Standesbeamte zu beeidigen ſind. Durch die gewählte 
Faſſung ſollen Andersgläubige keineswegs ausgeſchloſſen werben, und ich bin 
pojitiv ermächtigt, auszusprechen, daß die Regierungen eintretenden Falles 
für die Beeidigung ſolcher die erforderliche Verfügung erlaſſen werden in der 
Weiſe, daß die Eidesformel ganz ſeinem Bekenntniß angepaßt wird. — In 
dem Erlaß des großherzoglichen Miniſteriums wird nur die Verordnung des 
Lauf des Civilſtandsgeſetzes: „Die kürchlichen Verpflichtungen in Bezug auf 

ufe und Trauung werden durch das Geſetz nicht berührt” einer beſtimm⸗ 
ten Klaſſe der Bevölkerung, den Staatsdienern — denn als ſolche muß ich 
doch im Widerſpruch mit dem Vorredner die landesherrlichen Diener bezeich⸗ 
nen; (bört! bört!) landesherrliche heißen ſie nur im Gegenſatz zu den nach 
der beſtehenden Verſaſſung eima von ſtändiſcher Seite angeſtellten — in 
Erinnerung gebracht und zwar in der allermildeſten ole ; 

Es iſt für den Fall des Zuwiderhandels ein Präjudiz oder Nachteil 
irgend einer Art nicht angedroht. Die Drohung einer Kündigung oder Ent⸗ 
laſſung ſteht nicht im Hintergrunde. Die Kündigung der Beamten in den 

allen, wo eine Kündigungsklauſel bei ihrer Anſtellung aufgenommen wird, 

det nur in den allerſeltenſten und ſchwierigſten Fällen ſtatt; ſie kann nur 
auf Beſchluß des Staaisminifteriums eintreten und wird nur da zur Anwen⸗ 
dung kommen, wo grobe Vergehen und unwürdiges Verhalten in andern 
Ländern ein Disciplinarverfabren, welches mit der Entlaſſung ſchließt, ver⸗ 
anlaſſen würde. Ebenſowenig ſind mit dem vollen Weiterbezuge ihrer Emo⸗ 
lumente von ihrer Stellung aus böheren Rückſichten enthobenen Beamten 
dieſe Bezüge irgendwie entzogen worden. Der Aueſpruch des Landesherrn, 
er werde Anſtand nehmen, ſolche Perſonen anzuſtellen, die ihren Verpflich⸗ 
tungen nicht nachlämen, it nur der Ausfluß feines landesbertlichen Hoheits⸗ 
rechtes (bort! hört). Was den letzten Punkt betrifft, jo tann es der Kirche 
nicht verwehrt werden, auf ibrem alleinigen Competenzgebiete der Sitte und 
den Anſchauungen des Volkes gerecht zu werden. Der Oberkirchenraih iſt 
weit entfernt, die rechtliche Bedemung des Civilacts irgendwie in Frage zu 
ſtellen, wie auch an der Spitze des nicht veröffentlichten, aber doch, wie ich 
zugebe, einen amilihen Charakter tragenden Erlaſſes ausdrücklich ſteht: „die 
Kirche hat die bürgerlich geſchloſſene Che als eine rechtlich vollgiltige Ehe 
mit allen daraus ſich ergebenden rechtlichen Folgen anzuerkennen.“ 

Abg. v. Schulte: Die Regierungen vor allem anderen ſollten Alles ver⸗ 
meiden, was geeignet iſt, der Geſetzlichleit Abbruch zu thun, daß aber durch 
eine Verordnung, wie die in dem erſten Punkte der Interpellation ange⸗ 
führte, die Meinung hervorgerufen werden kann, es ſollten im Gegenſatz zu 
dem Geſetz, nach welchem die Religion auf bürgerliche und politiſche Rechte 
feinen Einfluß bat, beſtimmte Perſonen von dem Amte eines Standes⸗ 
beamten ausgeſchloſſen werden, wird Niemand bezweifeln. Ebenſo unzweifel⸗ 
baft iſt, daß jeder deuiſche Staat, alſo auch Mecklenburg, das nach der Er⸗ 
klärung ſeines Bevollmächtigten zum Bundesrathe wirklich ein Staat iſt, 
(Heiterkeit) verpflichtet iſt, die Reichsgeſetze auszuführen, und daß kein Staat 
in der Lage iſt, in Widerſpruch mit einem Reichsgeſetz eine ſtaatliche Ver⸗ 
ordnung zu erlaſſen. Ich glaube, daß die der Erklärung des mecklen⸗ 
burgiſchen Vertreters wiedrſprechende Erklärung des Herrn Präſidenten des 
Reichskanzleramtes die richtige iſt, es handle ſich hier lediglich um eine Be⸗ 
ſtimmung der mecklenburgiſchen Dienftpragmatit. Wir haben derartige, die 
Anſtellung der Beamten in einem Einzelſtaat betreffende Verordnungen nicht 
zu kritiſiren, vorausgeſetzt, daß nicht in einem einzelnen Falle oder durch eine 
Verordnung unmittelbar eine Beſtimmung der Reichsverfaſſung oder eines 
Reichsgeſetzes verletzt wird. Das ſcheint mir hier nicht der Fall zu ſei 
wenn auch die vorliegende Beſtimmung eine böchſt ungeſchickte iſt. (betterkeil) 
Die allerböchſte Intention wird auch gar nicht durchführbar ſein; wenn ein 
bereits im Dienſt befindlicher unverheiratheter Beamter ſich nur bürgerlich 
trauen läßt, wird nach den Worten des Herrn Bevollmächtigten eine Ab⸗ 
ſetzung nicht ſtattfinden können. Sollte es gelochen, jo würde ein offenbarer 
Widerſpruch mit dem Geſetz vorliegen. Eine Ausführung des $ 82 des 
Civilehegeſetzes iſt die Verordnung keineswegs, fie ſteht vielmehr, da uns 
zweifelhaft feſtſteht, daß durch den Staat als ſolchen die kirchliche Verpflich⸗ 
tung nicht mit äußerem Zwang durchgeſetzt werden foll, ihrem Geiſte nach 
mit dieſem Paragraphen in einem unleugbaren Widerſpruch. (Sehr richtig!) 
Trotzdem liegt nach der Erklärung des Herrn Präſidenten des Reichskanzler⸗ 
amtes eine Geſetzesverletzung nicht vor. Würde eine Perſon, welche nach 
mecklenburgiſchem Recht alle zur Erhaltung eines beſtimmten Amtes noth⸗ 
wendigen | He erfüllt: hat, von dem Amte e weil ſie 
dieſer Verordnung nicht entſprochen hat, ſo würde ſie das Recht der Be⸗ 
ſchwerde bei der Reichsregierung reſpective dem Reichstag haben. Der 
be e des dritten Punktes der Interpellation iſt eine rein interne Sache 
der Kirche. 

Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen: Man hätte erwarten können, daß uns 
in dem Kampfe gegen die Kirchenbehörden in Sachen des Civilgeiches eine 
energiſche n des Staates zur Seite ſtehen würde, ſtatt deſſen 
baben wir heute den Staat Schulter an Schulter mit den Kirchenbehörden 
gehen ſehen, die die bürgerliche Eheſchließung ignoriren, indem noch die Eher 
leute durch den kirchlichen Act zuſammengeſprochen werden. Gegenüber 
dem Abg. v. Maltzahn beſtreite ich, daß meine Partei irgendwie beabſichtigt 
bat, durch die Civilehe eine Verminderung der kirchlichen Trauungen berbeis 
zuführen. Wenn man fach etwas iſt gegen den Geiſt des Geſetzes, ſo ſage 
ich: es widerſtreitet dem Geſetze, und ſuche nicht, wie der Abg. v. Schulte, 
nach einem Haken, an den man ſich klammern und ſagen kann: „Gegen den 
Wortlaut des Geſetzes iſt es aber nicht.“ Mag jeder Einzelſtaat feine Bes 
amten anſtellen, nach welchem Grundſatz er will, das Recht hat er jedenfalls 
nicht, bei der Anſtellung durch derartige Verordnungen einen Malel auf ſie 
zu werfen, Wird man einen katholiſchen Beamten oder Oſſiſier, der eine 
Eoangeliſche beirathet und den Weiſungen des katholiſchen Prieſters, feine 
Kinder kathboliſch erziehen zu laſſen u. |. w., nicht nachkommt, auch in der 
Weiſe maßregeln? Ich glaube nicht: es wird alſo nur der Schein erweckt, 
daß die Behörden einerſeits die kirchlichen Verpflichtungen erzwingen wollen, 
andererſeits zufrieden find, wenn fie nicht erfüllt werden. Das Notbebegeled, 
das man von verſchiedenen Seiten einführen wollte, um den bekannten Con⸗ 
flict der Kirche mit ihren Angehörigen zu beſeitigen, wird durch ſolche 
regeln durch die Hinterthür wieder bereingebracht. Man ſollte doch vorſich 
fein, die Autorität des Geſetzes nicht zu ſchwächen. Wohin 1 es — 
wenn dieſes Geſetz von den Particularſtaaten in dieſer Weile untergraben 
wird? Das lann nicht zur Conſolidirung des Staates beitragen, auch 882 
im Iniereſſe der conferbativen Partei liegen. Wir wollen, daß das Geſetz 
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wäre beſſer unterblieben. {fr feblt jede Baſig, wie ich denn nur jedes Wort 
unterſchreiben kann, was der Präfivent des Reichskanzleramts darüber geſagt 
t (Heiterkeit, und dem ſich der Vertreter Mecklenburgs durchaus hat an⸗ 
cbließen können. Den erſten Stein des Anſtoßes gab die Eidesformel. Jeder 
von uns hätte ſich jagen können, daß fie nur die Regel fein ſollte, well in 
der Regel in Mecklenburg Lutheraner als Standesbeamte werden angeſtellt 
werden. Was den zweiten Stein des Anſtoßes anlangt, nämlich den Erlaß 
an die Beamten, fo kann ich nicht umhin, meine Verwunderung darüber aus⸗ 
zuſprechen, daß man ſich lediglich auf die Erörterung mecklenburgiſcher Ver⸗ 
hältniſſe beſchränkt hat. Ich meine, der gleiche Gedanke wäre in vielen an« 
deren Staaten, z. B. in Preußen ebenfalls zur Geltung gekommen. Die 
Fortſchrittspartei glaubt, das Civilehegeſetz würde dadurch illuſoriſch gemacht. 
Ihre Redner verſichern uns aber gleichzeitig, daß ſie die Beſeitigung der 
kirchlichen Trauung nicht erſtreben; wollen fie dieſe alſo gewahrt wiſſen, jo 
ſollten fie doch den Staats⸗ und Kirchenregierungen Dank wiſſen, den eigenen 
Gedanken der Fortſchrittspartei zur Geltung zu bringen. (Gelächter links.) 
Wenn die Regierungen etwas unternehmen würden, wodurch die Priorität 
des Civilacts beſeitigt oder dieſer Act verleugnet oder beſchimpft würde, ſo 
würde auch ich anerkennen, daß fie gegen das Geſetz verſtoßen würden, gegen: 
wärtig aber ſprechen ſie nur den den Volksanſchauungen entſprechenden Ger 
danken aus, daß der Civilact der kirchlichen Trauung nicht gleichſteht. Darin, 
daß die Anſtellung Derjenigen erſchwert wird, welche das gute, durch die 
Volke ſtite aedeiligte Herkommen nicht beachten, liegt für dieſe Perſonen kein 


Makel. (Widerſpruch links.) Es ſitzen hier im Haufe viele tüchtige Männer, 


welte aus andern Gründen nicht angeſtellt werden. (Heiterkeit) Daß ein⸗ 
tretenden Falles Beamte abgeſetzt werden ſollen, wird ohnehin nicht ange⸗ 
droht. In Preußen wird ſogar jetzt Niemand angeſtellt, der nicht erklärt, 
daß er die Maigeſetze gern ausführen wolle, — alſo die bloße Erklärung, 
daß man die Maigeſetze ausführen wolle, genügt nicht, man muß ſie gern 
ausführen! Der oberkirchenräthliche Erlaß liegt endlich ganz auf innerkirch⸗ 
lichem Gebiete und geht den Reichstag, fo wenig wie irgend einen Bundes⸗ 
ſtaat, außer Mecklenburg ſelbſt, etwas an. Ich freue mich daher, daß der 
Miniſter Delbrück uns in jo ſcharfer Weiſe in unſere Schranken zurückgewieſen 
bat, (öditerkeit.) 5 a 3 

Abg. Ur Wehrenpfennig: Ich wundere mich über die intime Har⸗ 
monie der Seelen zwiſchen dem Abg. Windthorſt und dem mecklenburgiſchen 
Bevollmächtigten nicht. Die mecklenburgiſche Regierung treibt eben clericale 
Geſchäfte. Derſelbe Gedanke, der den kirchlichen Anſchauungen zu Grunde 
liegt, die vom Centrum beſonders vertreten werden, der Gedanke nämlich, 
christliche Sitte u. ſ. w. nicht zu wahren — denn das wollen wir Alle — 
ſondern durch Zwang und Polizei zu vertreten (Zuſtimmung links). Derſelbe 
Gedanke iſt von der mecklenburgiſchen Regierung durch ihr Verfahren aus. 
geſprochen und ausgeübt worden. Beide ſtehen alſo bier vollſtändig auf 
demſelben Boden, wie ja bekanntlich die in Mecklenburg berrihende kirchliche 
Partei und unſer Centrum außerordentlich verwandt ſind und gegenſeitig 
mit Zärtlichkeit ihre Entwickelung betrachten. , (Heiterkeit.) Ich muß hier 
Proteſt einlegen gegen den Verſuch des mecklenburgiſchen Bevollmächtigten, 
Maßregeln, die auf indirectem Zwange beruhen, n zu wollen 
durch § 82 des Reichsgeſetzes. Dieſer kann nicht dahin interpretirt werden, 
daß die mecklenburgiſche Regierung auf Grund des Reichsgeſetzes eine Rücken⸗ 
deckung ſuchen will dafür, daß ſie ihre Staatsbeamten ſammt und ſonders 
behandeln will als ſolche, die zur chriſtlichen Sitte durch ihre hohe Vor⸗ 
mundſchaft erſt geführt werden müſſen. Als dieſer Paragraph beſchloſſen 
wurde, wurde geſagt, die Einführung der Civilebe babe in den Ständen, die 
nicht klar darüber orientirt find, die falſche Meinung verbreitet, als ſolle 
von Reichs wegen Trauung und Taufe aufgehoben werden. Um dieſer fal⸗ 
ſchen Meinung, die durch abſichtliche Agitation genährt wurde, entgegen zu 
treten, wurde dieſer Paragraph angenommen. Niemand hat ihm im Stillen 
binzugeſetzt: das Staatsoberhaupt bat das Recht, uns zu dieſen Verpflichtun⸗ 
gen anzuhalten, ſondern unſere Meinung war, daß die kirchlichen Verpflich⸗ 
tungen, die Jedem ſein Gewiſſen vorſchreibt, durch das Geſetz nicht berührt 
werden. (Zustimmung links.) . 

Wenn alſo der Vertreter der mecklenburgiſchen Regierung dieſer Anord⸗ 
nung ſeines Staates oder beſſer Landes (Heiterkeit) als Ausführung des 
§ 82 betrachtet, jo erkläre ich dies für eine falſche Interpretation des Reichs⸗ 
geſetzes. Wenn in Mecklenburg eine etwas wohlwollende Geſinnung gegen⸗ 
über dieſem ſchlechthin nothwendigen Civilehegeſetze beſtände, ſo würden die 
Herren auf dieſe Interpretation gar nicht gekommen ſein. Ich weiß nur 
nicht, ob die mecklenburgiſche Regierung auf dieſem Wege weiter fortſchreiten 
wird. (Natürlich! links.) Sie kann ja in demſelben Sinne, wie ſie bier 
ſagt, ich bedrohe Jeden, der ſich nicht kirchlich trauen läßt, damit, 03 er nicht 
angeſtellt wird, kann ſie auch ſagen, wer nicht eine beſtimmte Zahl von 
Sonntagen in die Kirche gebt, wird nicht angeſtellt, oder, wenn Jemand 
Katbolik iſt, wer nicht an dem und dem Tage faſtet, wird nicht angeſtellt, 
oder wer nicht jo und fo oft zur Beichte gebt, gegen den wird dieſe welt: 
liche Strafe eingeführt. Dann aber ſind wir mitten in der Weltanſchauung 
der Herren vom Centrum, mitten in der Anſchauung, die vor einem Jahr⸗ 
tauſend in Europa geberrfht hat, wo man mit Zwang und Gewalt den 
Glauben unter den Menſchen aufrecht erhalten wollte. Wohin dieſer Zwang 
geführt bat, wiſſen Sie aus der Geſchichte, wabrlich nicht zur Veredelung 
der religiöfen Sitte. Ich muß mich durchaus dagegen verwahren, daß die 
bier in Rede ſtebenden Verordnungen und kirchlichen Acte, deshalb, weil fie 
Kirchlich ſind, uns gar nichts angehen. (Sehr richtig! links.) Meine Herren, 
innere kirchliche Aete geben uns dann etwas an, wenn ſie ganz offenbar 
gegen die Geſetze gehen (Sehr wahr! links.), wenn fie offenbar darauf an ⸗ 

elegt find, das Volksbewußtſein über den Beſtand der Geſetze zu verdunkeln. 
(Schr wahr! links.] Wir haben geſetzlich beſchloſſen, die Ehe wird nicht 
wahr durch die Geiſtlichen oder den Prieſter, ſondern in ihrer rechtlichen 
Geſtͤlt und Bedeutung durch dieſen Act des Staates und ſeines Beamten. 
Sobald nun eine kirchliche Gemeinſchaft Formeln aufſtellt, welche dieſen ge⸗ 
ſetzlichen Zuſtand im Bewußtſein des Volkes zu verdunkeln ſuchen, jo wird 
er Er Er über den wirklichen Rechtsſtand der Dinge getäuſcht. (Sehr 
wahr! links. 

Wenn Sie Trauformulare einführen oder zulaſſen, worin geſagt iſt: „Da 
Ihr nun die Che begehrt, fo ſpreche ich Euch nunmehr zuſammen als Che 
leute“, welcher einfache Mann muß denn nicht daraus den Schluß ziehen: 
bis jetzt ſeid Ihr noch nicht Eheleute; bis jetzt ſeid Ihr nur ſolche, die die 
Ehe begehren. (Rufe im Centrum: Das iſt auch ganz richtig!) Ich weiß 
ja ſehr wobl, meine Herren vom Centrum, daß Sie dieſer Auslegung zu⸗ 

immen; Sie ſind beide vollkommen Eins, Sie und Mecklenburg ſteben auf 
gleichem Standpunkt. Wenn Sie ganz offen in der Sache ſein wollen, ſo 
halten Sie die vom Staat eingeführte Civilehe allein, die wir für eine 
ſittliche und rechtliche halten, für ein Concubinat. (Zuſtimmung im Centrum.) 
Sehr richtig! ſagen Sie — was ſoll aus einem Staate werden, der Geſetze 
wacht — und er macht doch keine unſütlichen Geſetze (Widerſpruch im 
Centrum) — in denen Ehe als zuläffig conſtituirt wird, und ein Theil der 
Bevölkerung erklärt, dieſe Ehe ſei ein Concubinat? Das iſt ja eben die 
Oberflächlichkeit der Anſchauung, daß man meint, beides koͤnne neben einan⸗ 
der hergehen. Nein, beide Anſchauungen find mit einander unverträglich; 
der Staat kann feine Macht nicht aufrecht erhalten, wenn eine andere Macht 
in ihm ſagen darf, was er vorſchreibt, ſei unſittlich und ein Concubinat. 
Entweder muß dieſe Anſchauung unterliegen oder der Staat! Wenn Sie 
Gum Centrum) dieſe Anſchauung haben, fo ift fie noch inſofern verſtändlich, 
als Sie nicht den Landesherrn zum oberſten Biſchof, ſondern Ihre eigenen 
Biſchöfe haben — ſoweit fie noch da find. (Heiterkeit) Aber es kommt hier 
ein directer Widerſpruch hinzu, wenn, wie in Mecklenburg, der Landes herr 
ſelbſt als summus episcopus clericale Politik treibt. Wenn nun der Groß: 
herzog als Staatsoberhaupt ſagt: der Standesbeamte conſtituirt die Ehe als 
eine rechtlich ſittliche, als summus episcopus aber jagt: eine ſolche Ehe fei 
nur ein Concubinat und ihr rechtlich bereits verehelichte Perſonen tretet vor 
den Altar als ſolche, die die Che begehren — ſo kann ein ſolcher Zuſtand 
nicht beſtehen bleiben. Kein Staatsoberhaupt und summus episcopus darf 
ſich ſelber widerſprechen ??! 

Der Widerſpruch wäre nicht möglich, wenn die Herren die Zeit hätten 
— ſie haben ja viel mehr zu thun — ſolche Dinge ernſthaft durchzudenken, 
und wenn fie Rathgeber hätten, die ſolchen Widerſpruch ihnen klar legten. 


(Zuſtimmung links.) Allerdings können die mecklenburgiſchen Trauformulare, b 


ſofern wir nicht auf Grund des Reichsgeſetzes den Widerſpruch zu rügen baben, 
nicht berbeigezogen werden. Das aber glaube ich verſichern zu können: in 
den einzelnen Staaten würden wir uns nicht mit der Phraſe abfertigen 
laſſen, das ſeien innerkirchliche Dinge, ſondern speziell in Preußen werden 
viele meiner Freunde mit mir unterſuchen, ob die Kirche eine dem Reiche 
und dem Geſetz feindſelige oder freundliche Politik treibt, und treibt fie feind⸗ 
— 2 ſo werden wir ihr die Macht des Staates mit Hilfe des Etatsgeſetzes 
ühlbar machen! (Lebhafter Beifall links.) . 
Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen, und iſt damit der erſte Gegen⸗ 
ſtand der Tagesordnung erledigt. g 
Auf der Tagesordnung ſteht demnächſt die Interpellation des Abg. von 
Kardorff wegen Beſeitigung der dem Export des deutſchen Spiritus 
entgegenſtehenden Zoll⸗ und Steuerſyſteme auswärtiger Staaten; da der 
ne Delbrück jedoch erklärt, daß er die Juterpellation erſt am nächſten 
onnerstag beantworten werde, ſo geht das Haus ſofort zur zweiten Ve: 
zalhung des Geſetzentwurfs wegen Abänderung des Tit. VIII. der Ge⸗ 


werbe⸗Ordnung (Gewerbliches Hilfskaſſenweſen) Aber. 
die Stelle des § 141 


5 Artikel I. der 
Vorlage beſtimmt, daß an der Gewerbeordnung eine 
Reibe anderer Teragripben treten fol. Der erſte derſelben lautet nach den 
Beſchlüſſen der Commiſſton; \ 

„Durch Ortsſtatut (§ 142) kann die Bildung von Hilfskaſſen nach Maß: 
gabe des Geſetzes über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen auf Gegenſeitigkeit 
vom zur Unterſtützung von Geſell en, Gehilfen und Fabrikarbeitern 
angeordnet werden. 

In dieſem Falle iſt die Gemeindebehörde ermächtigt, nach Maßgabe des 
genannten Geſetzes die Einrichtung der Kaſſen nach Anhörung der Betheilig⸗ 
ten zu regeln und die Verwaltung der Kaſſen ſicher zu ſtellen.“ 

Abg. Grumbrecht beantragt, die Worte „zur Unterſtützung von Grſellen, 
Gehülfen und Fabrilarbeitern“ zu ftreihen. 

Referent Aug. Rickert: Obwohl die Ausſicht, die beiden Geſetze über 
das Hilfskaſſenweſen noch in dieſer Seſſion zu Stande zu bringen, bei der 
Kürze der Zeit einigermaßen zweifelhaft geworden iſt, ſo hoffe ich doch, daß 
es bei gutem Willen noch möglich fein wird, auf Grund der mit reſflicher 
Ueberlegung gefaßten Commiſſtonsbeſchlüſſe zu einer Verſtändigung mit den 
Regierungen zu gelangen. Der Reichstag würde hierdurch endlich den berech⸗ 
tigten Forderungen zahlreicher Volksklaſſen gerecht werden. Ob die Vorlage, 
wie ſie von den Bundesregierungen eingebracht iſt, wirklich das Richtige 
trifft, darüber kann man zweifelhaft ſein und ich ſelbſt habe mit mehreren 
meiner Freunde in der Commiſſion den Standpunkt dieſer Vorlage nicht 
vertreten. Wir glaubten, daß es nothwendig ſei, den Weg zur vollſtändigen 
Kaſſenfreiheit zu beſchreiten, ohne uns jedoch zu derbehlen, daß auch der 
Standpunkt derjenigen, welche auf dem Boden des im Jahre 1869 geſchloſſenen 
Compromiſſos ſtehen bleiben und von bier aus diejenigen F eibelten für die 
Selbſthilfe zu erringen ſuchen, welche die Anhänger der Kaſſenfreiheit direct 
fordern ſeine Berechtigung bat. Von dieſem Geſichtspunkte aus und weil es 
nicht möglich war, die Bundesregierungen zum Aufgeben ihres Standpunktes 
zu bewegen, ſind wir darauf eingegangen auf dem Boden der Vorlage eine 
Verſtändigung zu ſuchen und haben dies um ſo lieber gethan, als wir aner⸗ 
kennen mußten, daß dieſelbe gegen den jetzigen Zuſtand immerhin einen ent⸗ 
ſchiedenen Fortſchritt bildet. Man hat vielfach befürchtet, daß die vorliegen 
den Geſetze in die Entwickelung der freien Kaſſen ſchädigend eingreifen koͤnn⸗ 
ten und ich erwähne in dieſer Beziehung namentlich eine Petition der ge⸗ 
ſammten Vorſtände der freien Hilfskaſſen in Bremen, welche dieſer Beſorg⸗ 
niß Ausdruck gegeben haben. Dieſe Auffaſſung iſt eine vollkommen unrichtige. 

Die vorliegenden Geſetze ändern an der Lage, die durch die einzelnen 
Lan desgeſetze geſchaffen iſt, gar Nichts, fie gewähren nur den Gemeinden die 
Facultät, auf Grund eines Ortsſtatuts den Kaſſenzwang einzuführen. Spe⸗ 
ciell in Bremen, welches ſo reich ausgeſtattet iſt mit freien Hilfskaſſen, wird 
ſich die Sache vorausſichilich fo geſtalten, daß die dortige Gemeinde von dem 
Recht, den Kaſſenzwang einzuführen, keinen Gedrauch macht, weil ein Ber 
dürfniß nicht vorliegt. Aber ſelbſt, wenn die Behörden von dem aus $ 14ta 
berzulenenden Recht Gebrauch machen wollten, jo könnten fie dies nur, wenn 
fie ſich den Bedingungen des Normatidgeſetzes unterwerfen. Das einzige 
Bedenken, das namentlich gegen den erſten Geſetzentwurf erhoben werden 
kann, iſt, daß der Kaſſenzwang, der bisher nur in einem Theile von Deutſch⸗ 
land exiſtirt hat, ausgedehnt wird über Geſammideutſchland und namentlich 
über den ganzen Süden. Dies Bedenken hat aber eine praktiſche Tragweite 
deshalb nicht, weil der Zwang im Süden ja auch beſtebt, insbeſondere in 
Baiern, in Würtemberg und Baden. Der Zwang wird nur auf dem Wege 
der Armengeſetzgebung erreicht. Praktiſch wird ſich die Sache ſo machen, daß 
die Baiern und Würtemberger mit ihren armengeſetzlichen Beſtimmungen 
vollſtändig zufrieden find, und daß lie auf Grund des neuen Geſetzes nicht 
Ortsſtatuten einführen. Somit beſchränkt ſich unſere Betrachtung ausſchließ⸗ 
lich auf den Norden, und da müſſen wir anerkennen, daß dies Geſetz einen 
großen und bedeutenden Forkfchritt enthält. Der gegenwärtige Zuſtand iſt 
nach der Ueberzeugung aller vollkommen unhaltbar. Nehmen Sie dieſe beir 
den Geſetze nicht an, ſo fehlt dem ganzen freien Kaſſenweſen der geſetzliche 
Boden für ſeine Entwickelung und die preußiſchen Behörden könnten vielleicht 
die freien Kaſſen mit der Anwendung des § 163 Nr. 9 des deutſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs bedrohen. Dieſe geſetzliche Baſis der Entwickelung muß im Inter: 
eſſe dieſer großen Volkskreiſe geſchaffen werden und es wird an den Arbei⸗ 
tern ſein, von dem Recht der Entwicklung ausgiebigen Gebrauch zu machen. 

Der vorliegende Entwurf hat in dem § 141 d die Ermächtigung des 
Geſetzes vom Jahre 1859 geſtrichen, wonach die preußiſchen Bedörden er: 
mächtigt waren, auch gegen den Willen der Gemeinden den Kaſſenzwang 
durchzuſetzen, und hat dieſe Befugniß den Organen der Selbſtverwaltung, 
den Kreis⸗ und Provpinzial⸗Ausſchüſſen zugetheilt. Ferne beſchrankr die 
Vorlage die Beitragspflicht der Arbeiter auf die Großinduſtriellen für die 
Fabrikarbeiler, wäbrend die Handwerker gerechterweiſe befreit ſind. Ent⸗ 
halteu dieſe beiden Geſetze einen weſentlichen Fortſchritt gegen den bisherigen 
Zuſtand, haben die Arbeiter ein Recht, die Einlöſung des in der Gewerbe ⸗ 
ordnung gegebenen Verſprechens zu erwarten, jo lönnen wir auch in einigen 
Tagen bei gewiſſer Enthaltſamkeit in Bezug auf Amendements hach der ger 
wiſſenhafteſten Berichterſtattung der Commiſſion das Geſetz zu Stande bringen. 
Namentlich das zweite Geſetz mag dieſe diſſieile Materie nicht nach allen 
Richtungen hin erſchöpfen, aber das wird ſelbſt nicht geſchehen, wenn wir 
noch Jahre lang Material ſammeln. Ich weiſe darauf hin, daß man in 
England ſeit dem Jahre 1793 bereits eiwa zwei Dutzend Geſetze auf dieſem 
Gebiete gemacht hat, und daß die Frage auch beute noch nicht als eine ab⸗ 
geſchloſſene gilt. Die Sache wird ſich bei uns ebenſo entwickeln. Elwas 
unbedingt Gutes ſchaffen wir nicht, aber einen ſeſten Boden, auf dem wir 
weiter arbeiten können. Es handelt ſich in der That um eine ſociale Orga⸗ 
niſation, die der ſorgſamſten Pflege der Regierung und des Reichstages be⸗ 
darf, es handelt ſich im eminenten Sinne um ein Mittel zur fittlichen 
Hebung des Volks, um das Bewußtſein, daß es Jedermanns Sache und 
Pflicht iſt, in den Tagen, wo feine Arbeitskraft ungeſchwächt it, zu ſorg en 
für ſich und die Seinigen für die Tage der Noth, damit er nicht angewieſen 
iſt, in der Noth die Armenunterſtätzung aus dem Gemeindeſackel zu nehmen. 
Der Reichstag wird ſich ein Verdienſt für die Entwickelung der ſocialen 
Frage erwerben, wenn er auch noch in letzter Stunde den beiden Geſetzen 
nn inc der Commiſſions-Vorſchlage feine Zuſtimmung giebt. 

eiſall. 

Abg. Weſtermeyer bedauert, daß die Bundesregierungen ſich nicht 
hätten entschließen können, ſtatt des Kaſſenzwanges, der weder zu recht⸗ 
fertigen noch ein Bedürfniß ſei, die volle Kaſſenfreiheit einzuführen. Eine 
vortreffliche Kritik ſei in dieſer Beziehung von dem Organ des „Central 
Vereins für das Wohl der arbeitenden Klaſſen“ an dem Geſetzentwurf geübt 
worden. Mit Recht bebe dieſe von den Herren Gneiſt und Böhmert heraus: 
gegebene Zeitichrift hervor, daß man durch einen ſolchen Zwang nur der 
Socialdemokratie in die Hände arbeite, deren Tendenz es ſei, den ganzen 
Staat zu einer Zwangsanſtalt zu machen. Die Behauptung, daß die Zwangs⸗ 
verſicherung die Arbeiter allmälig zur Selbſtſtändigkeit gewöhne, widerlegt 
ſich durch die anerkannte Thatſache, daß der Zwang die Selbſtſtändigkeit nie⸗ 
mals großziebe, ſondern ertödte. Die Begründung des Verſicherungszwanges 
könne nur auf die geſetzliche Unterſtützungepflicht der Gemeinden geſtützt 
werden; ſei dies aber der Fall, fo müſſe auch der Nachweis geführt werden, 
daß die Geſellen und Fabrikarbeiter die Communal⸗Etats im Wege der 
Armenpflege vorzugsweiſe belaſten. Ein ſolcher Nachweis fehle vollkommen, 
vielmehr ſpreche die Erfahrung dafür, daß die Communalausgaben für die 
Armenpflege in induſtriellen Gegenden geringer ſeien, als in induſtriearmen. 
Wolle man den Verſicherungszwang, jo müſſe man conſequenter Weiſe be⸗ 
ſtimmen, daß er auf alle Diejenigen anzuwenden ſei, welche den Communen 
zur Laſt fallen könnten, wie dies die ſüddeutſche Geſetzgebung anbahne. Es 
ſei unbillig und ſtehe mit dem Geiſt der neueren Geſetzgebung in Wider⸗ 
ſpruch, wenn man eine einzelne Klaſſe von Arbeitern einer beſonderen Geſetz⸗ 
gebung unterwerfe, es ſei insbeſondere auch deshalb ungerecht, weil die Ver: 
theilung der Laſt eine ungleiche werde, denn die Geſellen und Fabrikarbeiter 
würden einmal gezwungen, für ſich ſelbit durch den Beitritt zu Krankenkaſſen 
zu ſorgen, auf der anderen Seite zahlten ſie in der Communalſteuer einen 
Beitrag für die Koſten der Communal-Armenkrankenpflege, für ihre anderen, 
dem Verſicherungszwang nicht unterworfenen, oft beſſer ſituirten Genoſſen. 
Es handle ſich alſo um eine Einrichtung, welche den Charakter einer Doppel⸗ 
gar ehe trage. ‘ art * 
Abg. Gumbrecht erkennt an, daß die Minorität in der Commiſſion 
nicht verſucht habe, dem ihr unſympathiſchen Geſee ein Schnippchen zu 
ſchlagen, ſondern ſich bemüht hat, deſſen Beſtimmungen möglichſt den eigenen 
Anſchauungen zu accommodiren. Im größten Theile von Süddeutſchland 
können die Geſellen und Fabrikarbeiter ebenſo wie andere Arbeiter zwar von 
den Gemeinden zu Beiträgen 2 werden, welche in die zur Unter⸗ 
ſtützung erkrankter Perſonen von den Gemeinden errichteten Kaſſen fließen; 
die Geſetze ſchreiben jedoch die Bildung beſonderer Kaſſenvereine oder den 
Beitritt zu ſolchen Kaſſenvereinen nicht vor. Ließe ſich dieſe Einrichtung in 
Norddeutſchland einführen, ſo hätte der Redner in der That nichts dagegen 
zu erinnern. Indeſſen dies ift unausführbar und die Socſaldemokraten ſelbſt 
erkennen an, daß ſie gegen den Kaſſenzwang nichts einzuwenden haben. 
Wenn man zugeben wolle, daß der Verſicherungszwang urſprünglich als eine 
Ergänzung zur Armenpflegepflicht der Communen von der 8 be⸗ 
trachtet ſei, ſo habe ſich doch im Laufe der Zeit das gewerbliche Kaſſenweſen 
als eine für ſich beſtehende ſociale Inſtitution entwickelt, deren Erhaltung 
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nicht blos im Intereſſe ber Enllaſtung der Communen geboten fei. Die 
Frage des gewerblichen Kaſſenweſens ſei zugleich eine Frage der Organiſa⸗ 
tion der gewerblichen Arbeiter. Gerade auf dieſem Gebiete ſeien nach der 
Abschaffung der Zünfte Neubildungen nothwendig, welche dem Geiſt der deu 
tigen Zeit und den wirthſchaftlichen Verhältniſſen derſelben entſprächen. 
Unter dem Verſicherungszwang hätten ſich Tauſende von Kaſſen ohne Orts⸗ 
ſtatut gebildet, welche einen ſegensreichen Einfluß auf die Arbeiterbevölkerung 
ausüben. Seien die Arbeiter erſt daran gewöhnt, es als ſelſtverſtandlich zu 
betrachten, daß fie verpflichtet ſeien, ſich für die Tage der Krankheit und des 
Alters zu verſichern, jo ſei der Verſicherungszwang überflüſſig. 

„Bundescommiſſar Geheimrath Nieberding: Nach der Gewerbeordnung 
iſt den Gemeinden das Recht eingeräumt, Verhältniſſe gewerblicher Natur 
durch Ortsſtatut zu ordnen. Würde der Antrag Grumbrecht angenommen, 
jo würde die Gemeinde die Befugniß erhalten, auch Kaſſen für Zwecke von 
nicht gewerblicher Natur durch Octsſtatut zu begründen; es würde dies nicht 
nur außerhalb des Kreiſes der Gewerbeordnung fallen, ſondern auch mit 
dieſem Geſetze in Widerſpruch ſtehen. Auch iſt es in der gegenwärtigen 
a des $ 141 unzweifelhaft zuläſſig, auch andere Perſonen als Geſellen, 

ebilfen und Fabrikarbeiter in die Kaſſen aufzunehmen. 

Abg. Grumbrecht zieht durch dieſe Erklärung befriedigt ſein Amende⸗ 
ment zurück. 

Abg. Haſſelmann weiſt auf ein Amendement des Abg. Liebknecht zu 
einem der folgenden Paragraphen bin, welches den Zweck hat, die Beſtim⸗ 
mungen der Vorlage auch auf die Örubenarbeiter auszudehnen. Er wolle 
dadurch darthun, daß die Knappſchaftskaſſen ebenſo dringend einer Beſſerung 
bedürfen, wie die Hilfstaſſen der übrigen Arbeiter. Die Arbeiter ſeien aus 
drei Gründen gegen die Zwangskaſſen, erſtens weil die den reactionären 
Klaſſen angehörenden Arbeitgeber ſich einmiſchen könnten, zweitens weil die 
ſtaatlichen und communalen Behörden die Oberaufſicht führten, und drittens 
weil die Arbeiter der Freiheit beraubt würden, einer beliebigen Kaſſe anzu⸗ 
gebören. Zwangskaſſen wollen zwar die Arbeiter, nicht aber Kaſſenzwang, 
wie er heute beliebt wird, da hierbei ſtaatlicherſeits eine viel größere Vor⸗ 
wundibaft geübt werde, wie bei den viel unmoraliſcher verwalleten Actien⸗ 
geſellſchaften. Die Selbstverwaltung werde äußerst beeinträchtigt, namentlich 
in Berlin, wo die Angelegenheiten der Zwangskaſſen bei den ſtädtiſchen Ber 
börden ſehr verſchleppt wurden. Es finde ſich in dem vorliegenden Geſetze 
nicht eine Beſtimmung, wonach ſelbſt durch den Beſchluß don vier Fünftel 
der Mitglieder die Zwangskaſſe ohne die Zuſtimmung der Behörden, in eine 
freie Kaſſe verwandelt werden könne. In Städten, und namentlich in Ber⸗ 
lin, ſei es ungebeuer ſchwierig, dieſe uſtimmung zu erlangen, da nach dem 
Wahlgeſetze der Haupibeſtandiheil der Stadtverordneten ein reactionärer fein 
müſſe. Wenn man die beftehenden freien Kaſſen fortbeſtehen laſſen wolle, 
jo lönne doch auch die Verwandlung der Zwangskaſſen in freie kein Unglück 
ſein. Trotz all dem Aufwand von Mühe, welche man auf dieſes Syſtem der 
Zwangskaſſen verwendet, werde doch dieſes Geſetz bald Bankerott machen, 
da es nicht den berechtigten Forderungen der Arbeiter Genüge leiſte. 

Abg. Dr. Oppenheim tritt den gegen ihn erhobenen Vorwürfen ent⸗ 
gegen, daß er feinen Ptincipien nicht treu geblieben ſei. Er laſſe ſich nicht 
in ein steeple-chase über politiſche Charakterfeſtigkeit ein, er wolle mit red⸗ 
lichem Willen das Geſetz zu Stande dringen. Der Abg. Haſſelmann wolle 
wie der Abg. Bebel Kaſſenzwang ohne Normatib, d. h. die Verwaltung der 
Kaſſen in den Händen der ſocialiſtiſchen Führer. Alle die Mißſtände, welche 
der Vorredner hervorgehoben habe, hoffe er unter der Herrſchaft des vor⸗ 
liegenden Geſetzes beſeitigt zu ſehen. 

* v. Heereman meint, daß der Abg. Weſtermayr über das vorlie⸗ 
gende Gefetz zu einer anderen Meinung gekommen wäre, wenn er die nord⸗ 
deutſchen Berhälinifie praktiſch und theoretiſch, die betreffenden geſetzlichen 
Beſtimmungen beſſer kennen würde. Die Nothwendigkeit, auf dieſem Gebiet 
geſetzlich vorzugehen, werde geſteigert durch die wirthſchaftliche Noth und 
durch das eifrige Bestreben der ſocialdemokratiſchen Führer, fi dieſer 
Frage im Partei Intereſſe zu bemächtigen. Durch die Maigesege find eine 
große Anzahl von Vereinen und Genoſſenſchaften, welche ſich frei⸗ 
willig mit der Linderung der Noth der Arbeiter befaßten, aufge⸗ 
hoben worden. Die freie Bewegung der freien Kaſſen iſt ein nohwen⸗ 
diges Correlat zu dem in dieſom Geſetze conſtituirten Kaſſenzwange, gegen 
den Redner ſich ſonſt erklären müßte. Mit dem völligen Aufgeben der 
Zwangskaſſen und der ſtaatlichen Oberaufſicht aber glaubt er für jetzt nicht 
die Entwickelung der ihm ſonſt ſympattziſchen freien Kaſſen zu fördern. Dieſem 
Gedanken Ausdruck * geben, ſei der Zweck der in der Commiſſion von ſeiner 
Fraction geſtellten Abänverungsanträge geweſen. 

Damit wird die Debatte geſchloſſen und darauf 2.18 angenommen. . 

$ 14a lautet in der Faſſung der Commiſſtonebeſchlaſſe: „Durch Orts ı 
ſtatut kann Geſellen, Gehilfen und Fabrikarbeitern, Spy das ſechszehnte 
Lebensjahr zurückgelegt haben, die Betheiligung an einer auf Anordnung 
der Gemeindebehörde gebildeten Kaſſe zur Pflicht gemacht werden.“ 

Dieſelbe wird ohne Debatte genehmigt. 

Hierauf vertagt ſich das Haus um 4% Uhr bis Dinstag 11 Uhr. (Reft 
der heutigen 1 und kleinere Vorlagen. Abg. v. Kardorff 
wünſcht, daß die Vorlage über den Bau des Parlaments⸗Gebaudes auf eine 
der nächſten Tagesordnungen geſetzt werde, da dem Vernehmen nach au 
dem Platze, welchen ein großer Theil der Abgeordneten als geeignetſten für 
das Parlaments- Gebäude halte, bereits zu anderen Zwecken gebaut werde. 
Der Präſident will dem Wunſche des Herrn Abgeordneten nach Ber 
endigung der begonnenen Berathungen über das Hilfskaſſengeſetz willfahren.) 


Berlin, 31. Januar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat 
dem bisherigen Rechtsanwalt und Notar beim Stadtgericht zu Berlin, Juſtiz⸗ 
Rath Hammerfeld, jet zu Coburg, dem Farſtlich Thurn: und Taxisſchen 
Renikammer⸗Director Czekonski zu Schloß Krotoſchin, im Kreiſe Krotoſchin, 
und dem Steuer⸗Einnehmer Hartmann zu Bitburg den Rothen Adlerorden 
vierter Klaſſe; ſowie dem Kirchendiener, Auszügler Sobierey zu Stoberau, 
im Kreiſe Brieg, das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

Der kaiſerliche Conſul Hackman in Wiborg (Finland) bat den Kaufmann 
M. Südel in Fredrikshamn an Stelle des zurückgetretenen C. H. Ahlaviſt 
zum Conſular⸗Agenten für Fredrilsbamn und Kocka beſtellt. 

Se. Majeftät der König bat die Oberſörſter von Kuſawa, von dem 
Borue, Hartig, Meyer, von Krogh und von Wurmb zu Forſt⸗ 
meiſtern mit dem Range der Re terungs-Räthe ernannt. 3 

Dem commiſſariſchen Vorſteher des Staatsarchivs zu Aurich, Archiv⸗ 
Secretair Dr. Grotefend iſt die, behufs Annahme der Stelle eines Stadt⸗ 
archivars in Frankfurt a. M., nachgeſuchte Entlaſſung aus dem Staats dienſte 
ertheilt worden. — Der Archiv⸗Secretair Dr. Sauer iſt von Hannover nach 
Aurich als commiſſariſcher Vorſteher des Staatsarchivs, der Archiv⸗Secretair 
Dr. Geisheim von Breslau nach Hannover und der Archiv⸗Secretair Dr. 
Herquet von Königsberg i. Pr. nach Breslau verſetzt worden. Der Archir⸗ 
Aſſiſtent Dr. Karl Setler⸗ feither in Düſſeldorf, iſt als Archiv⸗Secretair 
bei dem Staatsarchiv zu Königsberg i. Pr. angeſtellt worden. — Der Ad⸗ 
vocat Nagel in Stade iſt zum Anwalt bei dem dortigen Königlichen Ober⸗ 

ericht ernannt worden. Der Rechtsanwalt und Notar Beiersdorf zu 

prottau iſt in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht zu Lauban mit 
Anweiſung feines Wobnſitzes daſelbſt verſetzt worden. Dem Rechtsanwalt 
3 Notar Hertz in Haltern iſt geſtattet, ſeinen Wohnſitz nach Coesfeld zu 
verlegen. 

Berlin, 31. Jan. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König} 
wohnten am geſtrigen Sonntage dem Gottesdienſte im Dome bei und 
empfingen Allerhöchſtihren General⸗Adjutanten Prinzen Heinrich VII. 
Reuß, ſowie den zu der Botſchaft in St. Petersburg commandirten 
Major v. Liegnitz. N 

Heute Vormittag nahmen Se. Majeſtät im Beifein des Gouver⸗ 
neurs und des Commandanten von Berlin militäriſche Meldungen 
entgegen und hörten den Vortrag des Chefs des Civil⸗Cabinets, Geh. 
Cabinets⸗Raths v. Wilmowski. 

[Ihre Majeftät die Katferin: Königin] war vorgeſtern in 
der 4. diesjährigen Vorleſung des Wiſſenſchaſtlichen Vereins anweſend. 
Beide Kalſerliche Majeſtäten erſchienen Abends im Rathhauſe in dem 
Concert zum Beſten des Denkmals auf dem Niederwalde. 

Geſtern wohnte Ihre Mafeſtät die Kalſerin⸗Königin dem Gottes⸗ 
dienſte in der Capelle des Auguſta-Hoſpitals bel. — Das Familten⸗ 
Diner fand bei Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Friedrich Carl ſtatt. 

[Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten] der Kron 
prinz und die Kronprinzeſſin begaben Sich am Sonnabend Abend um 
7% Uhr zum Concert nach dem Rathhauſe. nd 

Geſtern Vormittag um 110 Uhr empfing Se. kaiſerliche = 
königliche Hoheit der Kronprinz den Profeſſor Kretſchmer, nahm = 
5 Uhr an dem Familien⸗Diner bet Sr. königlichen Hoheit dem Ve 
zen Friedrich Carl Theil und wohnte Abends von 8 Uhr ab der ) 
ſtellung im Opernhauſe bei. (Reichs anz. 
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5 ſchriſten⸗Verlage“ in Bremen herausgegebenen Schriften aufmerkſam 
gemacht worden, weil dieſelben geeignet wären, in der Jugend die 
daterländiſche Geſinnung zu wecken und zu ſtärken. Insbeſondere 
wird auf den „Niederſächſiſchen Volkskalender für 1876 — Berliner 
Bilder von Ferd. Schmidt — Hausſchatz deutſcher Erziehung u. ſ. w.“ 
aufmerkſam gemacht, welche zur Anſchaffung von Schulprämien und 
en Bibliotheken gehobener Volksſchulen, Mittelſchulen und Präparanden- 
Anſtalten empfohlen. 
ODeſterreich. 
Wien, 31. Januar. [Ein Schreiben des Fürften 
v. Auersperg.] Die „Polltlſche Correſpondenz“ veröffentlicht ein 
elegramm, welches der öſterreichiſche Miniſterpräſident, Fürſſ 
u Auersperg, ſofort nach dem Eintreffen der Nachricht vom Tode 
Deal's an den 1 Finanzminiſter, Koloman v. Szell, gerichtet 
55 In Det + ſpricht der Fürſt dem Finanzminiſter anläßlich des 
3 des a er nattioten und Staatsmannes feine und feiner 
dien 2% a hellnahme aus. Der Finanzminifter beantwortete 
— me ble Bien telegraphiſch, indem er dem Miniſterpräſt⸗ 
elleibsbezeugung auf das Wärmſte dankte. 


Provinzial-Zeitung. 


. 2 A ; 
pflege. Prglan, 31. Januar. [Section für öffentliche Geſundheits⸗ 
a: In der am 28. Januar unter Vorſitz des Director Dr. Bruch 

— enen Verſammlung der Section wurden, einem früberen Beſchluſſe 
Geh Na enuſprechend, zunachſt einige hygieniſche Mittheilungen gemacht. 
— ath Prof. Dr. Biermer macht dabei darauf aufmerkſam, daß gegen: 
en ia der Typhus abdominalis hier, wenn auch nur in vereinzelten Fällen, 
3 und ſpricht den Wunſch aus, daß die ätwlogiihen Verhältniſſe des⸗ 
werib, genau unterſucht werden möchten. Namentlich erſcheine es wünſchens⸗ 
Schi; ſeſtzuſtellen, in wie weit bei Hausepidemien dem Trinkwaſſer eine 
dei 5 an der Krankheitsentwickelung deen ſei. Redner conſtalirt da: 
5 aß von ihm der Typhus abdominalis noch in keinem Haufe beobachtet 
= en, deſſen Bewohner Waſſer aus der ſtädtiſchen Waſſerleuung trinken. 
de d. Biermer lenkt ferner die Aufmerkſamkeit der Verſammlung auf 
on "Waldenburg berrſchende Typhbusepidemie und glaubt, daß die Sec 
reden Charakter der vaterländiſchen Geſellſchaft als einer ſchleſiſchen ent⸗ 
babe end, auch dieſe Erſcheinung in den Bereich ihrer Erörterung zu ziehen 
einen m die näheren Urſachen der in Rede ſtehenden Epidemie, welche 
beef agen Charakter angenommen, zu erforſchen, möge ſie ſich mit dem 
— enden Bezirksphyſicus in Verbindung ſetzen. Dr. Eger macht, hieran 
Vertu end, noch einige Mittbeilungen über die in einer Wohnung des Hauſes 
mit nerſtraße 42 ausgebrochene Typhusepidemie und die bereits intenſiv und 
wel Ger ben Mortalitätszahlen auftretende Epidemie in Waldenburg, von 
Duecte insbeſondere die tiefer gelegenen Stadttheile betroffen worden. — 
eſundt Dr. Bruch iſt auch der Anſicht, daß die Section für öffentliche 
die ga beitspfege ihre Thätigkeit über die Grenzen der Stadt hinaus auf 
Anſcch * Provinz zu erſtrecken habe und die Verſammlung, welche ſich dieſer 
Veziehn anſchließt, ermächtigt den Vorſtand, zur Unterſuchung der ätiologiihen 
phyſie ungen der Waldenburger Typhusepidemie mit dem dortigen Kreis⸗ 
an ſich in Verbindung zu ſeßen. \ 
Derſ leanachſt referirte Brolchor r. Poleck über die Dynamitfrage. 
ei be erwähnt einleitend als Veranlaſſung des Vortrags der bedeutenden 
Fi amittransporte, welche gegenwärtig durch unſere Stadt geführt werden, 
fab Nporte, welche erſt jetzt, nachdem im verfloſſenen Jahre die Dynamit: 
ie i von Fuchs in Oberſchleſien in die Luft geflogen, in ſolchem Umfang 
bin Richtung durch Breslau nehmen. Der Vortragende conſtatirt, daß ihm 
fachlich des heutigen Themas eigene Erfahrungen abgehen und er ſich bei 
unde Referat auf die Ergebniſſe der neueren Literatur über den Dynamit 
Zei deſſen Transport beſchränken müſſe. Die Dynamitfrage iſt in neueſter 
l ut jo mannigſach in der Preſſe zum Gegenſtand eingehende Erörterung 
nacht worden, daß wir uns auf ein kurzes Reſumé des Vortrages be⸗ 
Mranten zu können glauben. Die Frage ſelbſt iſt keine lokale, denn die 
den Atterial-Berjügung, 
pol Dynamittrans port durch die Stadt genehmigt, berechtigt ſämmtliche Orts 
kibehörben ſolche Transporte zu geitatten. Alle Urtbeile der Sachver⸗ 
er igen und alle Erfahrungen ſtimmen darin überein, daß der Dynamit in 
it malem Zuſtand bei mäßiger Temperatur ein durchaus gefahrloſer Körver 
bie der nur durch die Anwendung von Queckälberpatronen zur Exploſion ger 
acht werden kann. Wie unempfindlich normaler Dynamit gegen jeden anderen 
Dloß⸗ und Schlagverſuch iſt, ergeben eine Reihe von Experimentalverſuchen. 
as Niederwerfen einer mit Dynamit gefüllten Kiſte aus der Höhe von 
60 Fuß auf harten Boden bat keinerlei Exploſion zur Folge. Ebenſo iſt jede 
efahrloſigkeit des Dynamits bei Bränden feſtgeſtellt worden. Eine 50 Pfd. 
Opnamit enthaltende Kiſte wurde ins Feuer geworfen, der Dynamit loderte 
in pelgrünen Flammen auf, ohne zu explodiren. Eine auf eine Eiſenbahn⸗ 
9 — gelegte Dynamitpatrone explodirte bei dem Darüberrollen des Zuges, 
aus gend eine Einwirkung auf das dicht daneben aufgehäufte loſe Dynamit 
mifſtonden. Aus allen dieſen Verſuchen geht die auch von der Militär⸗Com⸗ 
Exploſianerkannte Thatſache hervor, daß der Dynamit von allen 
den bhlonsſtoffen der gefabrlofeite ift, und daß ſein Transport 
pulver „uplien Br von Vorſicht, einen geringeren als Schieß⸗ 
ordert. 
verlier ders ſteht die Frage, wenn der Dynamit ſeine normale Beſchaffenheit 
Gpftagın mein bei niederer Temperatur das Nitroglycerin der Compoſuion 
eintritt. c eine Erſcheinung, welche bei einer Temperatur von 10 Gr. R. 
Aabrliche De Fabrikation des Dynamits wird beiläufig als eine jo ge: 
Staat fei ezeichnet, daß allen Ernſtes die Frage aufgeworfen worden, ob der 
und daß de Untertanen zwingen kann, in einer Dynamitfabrik zu arbeiten 
dochſte Waben worden, für jeden Director einer Dynamitfabrik liege die 


Geſror Bir I@einlicteit vor, fein Leben auf nicht normale Weiſe zu verlieren. 


wie die 
ſtatirten — 
* 


[Durch eine Verordnung des Cultusminiſters] find 


itroglyeerin iſt offenbar exploſionsfäbiger als flüſſiges, jedoch 
€ rung lehrt, nur bei unvorſichtiger Behandlung, die bisher con- 
kploſtonsfälle entſtanden dadurch, daß geftorenes Nitroglycerin zur 
auf den Ofen gelegt oder daß mit Aexten auf daſſelbe geſchla⸗ 
graden gefährli aß der Transport von Dynamit bei niederen Temperatur⸗ 
nur Beh —— lei, dafür bietet die Literatur keine Thatſachen, ſondern 
YnamitCpoigen; durch Stöße auf dem Transvort ißt noch nirgend eine 
Unvorſichti Easton conſtatirt worden. Ueberall waren bei Exploſionsfällen 
— omen un der Arbeiter ſchuld, welche Dynamitpatronen mit nach Haufe 
age bei dem Gan den heißen Ofen gelegt. Auf eine telegraphiſche An⸗ 
tragende eine A eb. Bergralb Dr. Meigen in Königsbütte erbielt der Vor⸗ 
urch Zundbut utwort, in welcher erklärt wird, daß geſtorner Dynamit felbit 
i Sen nicht zur Exploſion gebracht werden kann und nur ohne 
ütchen adſokut“ daß der Transport gefrorenen Dynamits obne Zünd⸗ 
kaun Schlag noche abrlos, daß gefrorener Dynamit durch Stoß 
ann. Für die Gefapriomunl® explodirt iſt und nicht explodiren 
rent weiter ausfahrt, die teit des Transportes ſpricht auch, wie der Reſe⸗ 
mit und den häufigen Tranzache daf bei dem großen Verbrauch an Dpna⸗ 
zur Sprache gekommen. Jansporten deſſelben noch nirgend und nie Unfälle 
1 Der : 
— pro Monat 4000 Kilo, w erbrau in Schleſten allein betrug im Jahre 
ments im Jahre 1872 625,000 Men ſich die Dynamitfabrikation des Con⸗ 
Gelegenheit, ſich in der ſtädtiſchen S. beuffert. Profeſſor Poleck hatte auch 
tage zu äußern und obwohl er nach derungs Deputalion über die Dynamit⸗ 
port von Dynamit an ſich nicht als n vorliegenden Material den Trans ⸗ 
| 1308 er doch die Möglichkeit, daß Feläbrlih anerkennen konnte, fo er⸗ 
ſennten (eine polizeiliche Controle Aber die Zunder mit verladen werden 
rner unberechenbare Zufälle und die menſchligung exiſtire nicht), er zog 
| vage: ſich dafür aussprach, es ſei im Jntereſſe ie 8 in Betracht, ſo 
dar alle Exploſionsſtoffe (nicht nur Dyna a. tadt wünſchenswerth, 
eſol ſondern um die Stadt herum geführt würden. auch Pulver ꝛc.) nicht 
laben ng empfiehlt er auch der Section an. Das 5 W dieſer 
aach tehtfertige die größte Vorſicht. Freilich Wnne 8 Ai 98 
ei, tet werden, daß in der Thomas' ſchen Kiſte gerade 2 5 it 23 
Taſtdi Erploſionsſtoff könne auch Sprengöl geweſen fein, Daß das Pol 5 
Or den Transport geftatte, daraus könne demſelben nicht — — 
den bent gemacht werden, es handele durchaus correct und entfpredend 
Ciienpappenden Vorſchriften. In Oeſterreich und Frankreich fe; ſogar der 
n oben ansport des Dynamits geſtattet, den offenen Transport zu ver⸗ 
Oprengftan zu erſchweren, dürfte bei der Unentbehrlichkeit des Dynamits als 
die Gefahren nur vergrößern. 85 wi 
el r. Biermer betont nochmals, daß ihm bei feiner Anord⸗ 
5 ache nichts ferner gelegen, als ein Vorwurf gegen die Polizei: 
er wollte nur Klarheit in die Dynamitfrage bringen und die An⸗ 


Provinztal:Schul-Gollegten auf die vom „Nordweſtdeutſchen Volks⸗ 


auf Grund deren das königliche Polizei -Präſidium 


regung dazu geben, daß von oben berab den Transport regelnde und jede 
Gefahr ausſchließende Verordnungen erlaſſen würden. Durch den Vortrag 


des Referenten ſei er außerordentlich berubigt worden, fo daß ſich auf Grund 


dieſer Mittheilungen eigentlich der einfache Uebergang zur Tagesordnung 
empfeble. Als der Aufklärung bedürftig erſcheine ihm nur der Punkt, daß 
Dynamitexploſionen thatſächlich durch die Erwärmung gefrorener Dynamit: 
patronen ſtattgefunden, während andererſeits eine ins offene Feuer geworfene 
Kiſte Dynamit ohne Exploſion einfach verbrannt ſei. Durch die Motivirung 
des Referenten ſei die Annahme der Reſolution gerechtfertigt. Die deutſchen 
Eiſenbabn⸗Verwaltungen ſcheinen den Transport don Dynamit für ganz 
außerordentlich gefährlich zu halten, denn auf einem jüngſt abgebaltenen 
Delegirtentage wurde der Beſchluß gefaßt, den Eiſenbahntransport des Dy⸗ 
namitd nicht zu geſtatten. i 

Prof. Poleck erörtert die Verſchiedenheit der Wärmeeinwirkungen. Wie 
beiſpielsweiſe eine Glasthräne den heftigſten Stößen und Schlägen Wider⸗ 
ſtand leiſtet, bei Berührung des rechten Angriffs⸗Punktes aber in Staub 
zerfällt, ſo ließe ſich auch eine Verſchiedenartigkeit der chemiſchen Proceſſe bei 
Erwärmung des Dynamits leicht denken. Welcher Natur die Dynamit⸗Ex⸗ 
vlofion überhaupt fein wird, werde als eine offene Frage gelten müſſen. 
Thatſache ſei, vaß von Unfällen bei Dynamittransporten auf franzöſiſchen 
und öſterreichiſchen Bahnen noch niemals etwas vernommen worden ſei, daß 
die deutſchen Eiſenbahnen nicht gern die Verantwortlichkeit eines ſolchen 
Transports und die Unbequemlichkeit der damit verbundenen Vorſichtsmaß⸗ 
regeln übernehmen, erſcheine erklärlich. Eine andere Frage ſei es, ob die 
für dieſe Transportwerweigerung vorgebrachten Gründe ſtichhaltig find. 

Oberbergrath Althans bemerkt, daß alle beim Bergbau vorgekommenen 
N ploſionen ausnahmslos durch unvorſichtiges plötzliches Erwärmen 
gefrornen Dynamits verurſacht wurden. Er empfiehlt forigeſetzte Unter ⸗ 
ſuchung und Beobachtung der Umſtände, unter denen die Exploſion von ge⸗ 
frornem Dynamit bei Erwärmung, durch Schneiden oder Stoßen erfolgt. 

Prof. Dr. Förſter empfiehlt die Annahme der Reſolution. Wenn die 
Regierung ſelbſt den Transport für jo gefährlich balte, daß fie für denſelben 
die umfaſſer dſten Vorſichtsmaßregeln anordne, dann ſei es beſſer ſolche 
Transporte ganz aus den Städten zurückzuhalten, reſp. um dieſelben herum⸗ 
zuführen, wozu ſpeciell für Breslau wenn auch nicht durch Chauſſeen, ſo doch 
durch gut fahrbare Wege Gelegenheit vorhanden ſei. 

Nachdem der Vorſitzende demnächſt die Verhandlungen noch einmal kurz 
recapitulirt hat, erklärt ſich die Section im Einverſtändniß mit der von Prof. 
Poleck vorgeſchlagenen Reſolution und empfiehlt, daß der Transport 
F durch dicht bevölkerte Städte nicht mehr 
ſtattfinde. 

Hierauf referirt Departements⸗Thierarzt Dr. Ullrich „über die Tu⸗ 
berculoje des Rindviehes und deren Uebertragbarkeit auf den 
Menſchen.“ Die Frage, in wie weit der Genuß des Fleiſches oder der 
Milch perl üchtigen Rindviehes auf den Menſchen ſchädlich wirke, ſei dahin 
beantwortet worden, daß vieſer Genuß nicht nur im Allgemeinen, ſondern 
auch ſpecifiſch dadurch ſchädlich ſei, daß er die Tuberkuloſe beim Menſchen 
erzeugt. Die Perlſeuche des Rindviehes iſt als echte Tuberculoſe zu betrach⸗ 
ten und außerordentlich verbreitet. In ihren erſten Stadien wirkt ſie weder 
auf den Ernährungszultand, noch auf die Milchproduction ſtörend ein. Erſt 
in der weiteren Entwickelung der Krankheit leidet die Ernährung. Che es 
ſoweit komm, wird das Thier in den meiſten Fällen abgeſchlachtet. Bis 

egen das Ende des 18. Jahrhunderts war es verboten, das Fleiſch perl⸗ 
üchtigen Viehes zu genießen. Die heutige Praxis iſt, daß perlſüchtiges 
Rindvieh, jo lange es noch nicht von der Abzehrung ergriffen iſt, berwertbet 
wird, die Perlen werden mit dem Biuſtfell herausgeſchält, das übrige des 
Thieres verkauft und das Fleiſch nur dann als ungeeignet betrachtet, wenn 
die Perlſucht bereits bis zum käſigen Zerfall in den Lungen fortgeſchritten 
iſt. Die Milch tuberculoſer Kühe wirkt roh nachtbeilig anf die menſchliche 
Geſundheit, während ſie gekocht von denſelben Kühen ſich als unſchädlich 
erwies. Geh. Med.⸗Ralh Gerlach bielt es auf Grund ſeiner Verſuche bes 
züglich der Mebertragbarleit für nothwendig, daß ſowohl die Milch tubercu⸗ 
loſer Kühe, als auch deren Fleiſch von der menſchlichen Nahrung ausgeſchloſ⸗ 
fen werden. Bei der großen Verbreitung der Krankheit dürfte jedoch die 
Ausſchließung aller mit der Perlſucht behafteten Thiere als menſchlicher Con⸗ 
ſumtionsartikel ohne einen coloſſalen Eingriff in alle voltswirtbſchaftlichen 
Verhältniſſe nicht möglich ſein. 
teit der gemachten Uebertragungsverſuche bezweifelt. 


graphen⸗Verein.] Nach Eröffnung der überaus zahlreich beſuchten Mo 
naisſchluß⸗Verſammlung, erfolgte zuerſt die Aufnahme neuer Mitglieder. 
Darauf theilte der Vorſitzende, Herr Aurel Anders ſohn, der Verſammlung 
mit, daß der Vorſtand beſchloſſen habe, den Vereinsmitgliedern Gelegenheit 
zu bieten, ſich als praktiſche Stenograpben zu vervollkommnen. Zu dem 
Zwecke ſollen eine Reihe wiſſenſchaftlicher Vorträge gehalten werden, welche 
von einem bereits gebildeten ſtenographiſchen Bureau aufgenommen werden 
ſollen; daſſelbe beſtehe aus Mitgliedern des Vereins unter Leitung des Hrn. 
Referendarius Her man, der vor 2 Jahren als Stenograph in der ſachſiſchen 
Kammer thätig war. Sodann bielt der Vorſitzende den erſten Vortrag und 
ſchilderte in ebenſo ſeſſelnder wie lehrreicher Weiſe feinen im vorigen Jahre 
erfolgten Beſuch bei dem in der Gelehrienwelt dochgeſchatzten. Jeſuiten⸗ 
pater Secchi. Zweck dieſes Beſuches war eine Unterredung über die body 
wichtige F age von der Einwirkung der Mechanik der Wärme auf die Him⸗ 
melskörper. — Nach Beendigung dieſes Vortrags zeigte Herr Heidler an, 
daß wie alljährlich, ſo auch diesmal der Geburtstag Gabelbergers gefeiert 
werden folle und zwar in einem am 13. Februar ſlattfindenden Kranzchen. 

* [Karl von Holtei.] In mehreren auswärtigen Blättern iſt 
unſerer und anderen hieſigen Zeitungen der Vorwurf gemacht worden, 
den achtzigſten Geburtstag unſeres greifen ſchleſiſchen Dichters Holtet 
ohne ein Wort der Erinnerung vorübergehen gelaſſen zu haben. Wle 
ungerecht dieſe Beſchuldigungen, beweift am beſten das Taufzeugniß 
des Dichters (ſiehe Holtei, Simmelſammelſurien Bd. 1 Seite 4), 
welches lautet, wie folgt: 

Tauf⸗Zeugniß. 

Daß dem kgl. Lieutenant im ehemaligen Huſaren⸗Regiment von Schulz, 
Karl von Holtei, von ſeiner Ehegattin Frau Wilbelmine Gottliebe, geborene 
von Keſſel, bierſelbſt am 24. Januar ſiebzehnhundert acht undneunzig ein 
Sohn geboren iſt, welcher in der hl. Taufe am 7. Februar 1798 die Namen 
erhalten hat Karl Edu ard. 8 x 

Solches wird auf Grund des hiefigen Garniſon⸗Kirchenbuches hierdurch 


amtlich beſcheiniget 5 

Breslau, 27. October 1867. Königl. Garniſon⸗Pfarramt. 

Reitzenſtein, Miljtär⸗Oberprediger. 

»lEisfahrt nach Steinau in 5 Stunden] Aus Groß⸗Glogau 
melden die dortigen Blätter: Mehrere Verehrer des Eisſports unternahmen 
am Sonntage in Folge einer Wette eine Schlittſchubfahrt auf der 
Oder nach Steinau. Dieſelben batten gewettet, daß ſie Vormit⸗ 
tags um 10 Uhr die Eisfahrt von der Dombrücke aus nach Stei⸗ 
nau beginnend, noch vor Ankunft des in der Richtung nach Steinau 
von Glogau um 2 Uhr 40 Min. abgehenden Zuges daſelbſt eintreffen 
würden. Die Wettgegner, welche mit dem betreffenden Zuge die Fahrt nach 
Steinau machten, wurden von den Wettläufern, welche noch vor der feſt⸗ 
geſetzten Zeit dort eingetroffen waren, auf dem Babnhofe begrüßt. — Eine 
dergnügte Kneiperei in Steinau auf Koſten der Verlierer beſchloß das 
originelle Wintervergnügen und entſchädigte die Unternehmer für die nicht 
geringe Anſtrengung. N 3 

Wie C Herr Dr. Leder in Bezug auf die 
Krauken⸗Anſtalt des geiſtlichen Stiftes zu Kloſter Lauban (in welche Ans 
ſtalt arme weibliche Kranke ohne Rückſicht auf Religion und Stand aufge⸗ 
nommen und unentgeltlich verpflegt werden), veröffentlicht, ergiebt, daß da⸗ 
ſelbſt im Ganzen 368 Kranke (incl. der ab: und zugehenden Kranken) ver⸗ 
pflegt wurden. Von den in der Anſtalt verpflegten Kranken wurden geheilt 
oder gebeſſert entlaſſen 181, es ſtarben 6, es verblieb ein Beſtand von 16. 
Von dieſen waren katholiſch 68, evangeliſch 135. An die 203 (in der An⸗ 
ftalt verpflegten) Kranken wurden 6005 Tagportionen vertheilt (beſtehend in 
Bank Mittag⸗ und Abendeſſen), es erbielt daher jeder Kranke im Durch⸗ 
chnitt 30 Tagportionen. 


Nicolai, im Januar. [Kirchen wahlen. — Begräbniß. — 
Intoleranz.] In langen Schaaren ſah man an zwei Tagen der ver⸗ 
gangenen Woche Männer vom Lande in den bekannten langen Mänteln 
und zottigen Schafpeljen durch die Straßen unſerer Stadt ſtrömen. Und 
wenn man einen dieſer Männer frug, warum beut ein ſo großer Zuſammen⸗ 
lauf von Landvolk ſtattfinde, da erhielt man von ihnen zur Antwort: „Wir 


on anderer Seite wird die Beweiskräftig- müſſen wählen geben, denn es handelt ſich wieder um das Beſtehen unſerer 


katboliſchen Religion.“ Es fanden nämlich an zwei Tagen die Wahlen für 


Der deutſche Veterinärrath erklärte nach angehender Erörterung der Sache, den katholiſchen Kirchenvorſtand und die Gemeindevertretung ſtatt. Die Geiſt⸗ 


daß die über die Perlſucht und die käſige Lungenentzündung des Rindviehs, 
bezw. über die behauptete Uebertragbarkeit derſelben auf Menſchen vorliegen⸗ 
den immerhin ſehr beachtenswerthen Erfahrungen als abgeſchloſſen nicht 
betrachtet werden können, daß dieſelben nicht als ausreichend zu betrachten 
find, die Annahme einer Anſteckungsgefahr für den Menſchen, und aus dieſem 
Grunde das Verbot des Verkaufs von Fleiſch und Milch der perlſüchtigen 
Thiere zu rechtfertigen. Der deutſche Vetermärrath beſchloß ferner, den ſtän⸗ 
digen Ausſchuß zu beauftragen, dem Reichskanzleramt die Bitte um Bereit⸗ 
ſtellung der erforderlichen Mittel vorzulegen, um die Frage, in wie weit die 
Milch und das Fleiſch perlſüchtiger Thiere für den Menſchen nachtheilig fei, 
entſcheiden zu können. 

Von ſeinem perſönlichen Standpunkte aus empfiehlt der Vortragende un⸗ 
bedingt den Ausſchluß den Fleiſches derjenigen Thiere, bei denen die Perl⸗ 
ſucht in ein ernſteres Stadium getreten, von den menſchlichen Nahrungs: 
mitteln. Ebenſoz erscheint es ihm nothwendig, daß die Kühe in den 
Kubitällen der Städte, aus denen Kranke und Kinder die Milch beziehen, 
ärztlich unterſucht und ſobald man das erſte Symptom der Krankheit bei 
denſelben bemerkt, entfernt werden. Der Vortragende bittet die Section, 
eine Reſolution in dieſem Sinne zu faſſen, reſp. ſich der des Veterinärrathes 
anzuſchließen. Profeſſor Bier mer glaubt eine Reſolution im Sinne der 
des Veterinärrathes empfehlen zu können, wenn er auch der Anſicht ſei, daß 


die Gefabren der Infection durch die Milch perlſüchtiger Kühe häufig über⸗ U 


ſchätzt werden. 5 5 ? 

Profeſſor Dr. Eohnheim empfiehlt dringend, im Intereſſe der Sache 
weiter gehende Verſuche zu machen. 

Dr. Aſch richtet an den Referenten folgende Fragen: 1) ob die Berl: 
ſucht des Rindviehes ſchon im frühen Stadium leicht erkeunbar ſei; 2) ob 
Beobachtungen hinſichtlich der Fütterung bei den Thieren gemacht werden, 
namentlich auch in den Zuderfabriten; 3) ob bei dem Rindvieh bei weiterer 
Aſſection der Lunge keine anderen Formen der Tuberculoſe beobachtet wer: 
den, als die Perlſucht; 4) ob in den hieſigen Kuhſtällen eine amtliche Con: 
trole, eine ärzliche Unterſuchung der Milchkühe fung Bezüglich der letzten 
Frage erklärt Dr. Ullrich, daß auf Veranlaſſung des Pokizeipräſidiums 
die bieſigen Kuſtälle regelmäßig unterſucht und aus denſelben 
alle perlfühtigen Thiere entfernt werden. Was das Erkennen 
der Krankheit ſchon im frübeſten Stadium anlangt, ſo gebe es einzelne Merk⸗ 
male, aus denen auch der Laie das Vorhandenſein derſelben wahrnehmen 
könne. Eine andere Form der . als die Perlſuchi ſtellt Dr. Ull⸗ 
rich bei dem Rindvieh in Abrede, die Perlſucht ſei eben die dem Rindvieh 
eigenthümliche Form der Tuberculoſe und als echte Tuberculofe zu bezeich⸗ 
nen. Hinſichtlich der Fütterungsverſuche endlich bemerkte er, daß in dieſem 
Punkt keine ausreichenden Erfahrungen vorliegen, die Aufzucht des Rind⸗ 
viehes in den Zuckerfabriken ſei von keinem Belang. Im Allgemeinen laſſe 
ſich conſtatiren, daß im Niederungslande die Entwickelung der Perlſucht häu⸗ 
figer beobachtet werde, als in Gebirgsgegenden. 

Nachdem hierauf noch die Herren Profeſſoren Dr. Förſter, Dr. Bier⸗ 
mer und Dr. Co hnheim zur Sache gesprochen, wird auf Antrag von 
Dr. Jacobi die Foriſetzung der Discuſſion reſp. die Beſchlußfaſſung bis zur 
nächſten Sitzung vertagt. 


— d. Breslau, 29. Januar. [Aelterer Breslauer Suiten! 
In der geſtern Abend unter dem Boris des Prof. Dr. Schröter im Café 
reſtaurant abgehaltenen Hauptverſammlung wurden zunächſt die Wahlen zum 
Kreis⸗ und Gauturntage vorgenommen. Als Vertreter auf dem Kreisturn⸗ 
tage wurden gewählt die Herren: Bartholomäus, Berger, Rechen⸗ 
berg, Siegert und Stephan, zu Stellvertretern: Ritter und Seel⸗ 

ort II. Für den Gauturntag wurden gewählt die Herren: Berger, Dr. 
Fedde, Joachimsſohn, Rechenberg, Prof. De. Schröter, Stephan, 

ennig, Rödelius und Rabat J., zu Stellvertretern: Ritter, Schulze, 
Werner und Bartholomäus. — Das diesjährige Stiftungsfeſt des Ver⸗ 
eins wird am 19. Febr. im Liebich ſchen Saale itattfinden. Das Nähere hier⸗ 
über wird in den Zeitungen bekannt gemacht werden. — Ein vom Vorſitzen⸗ 
den mitgetheiltes Schreiben des Ausſchuſſes der deutſchen Turnerſchaft ent⸗ 
hält das neue im vorigen Jahre zu Dresden zuſammengeſtellte Grundgeſetz 
der deutſchen Turnerſchaft, eine Geſchäftsordnung für die deutſchen Turntage 
und eine Ueberſicht über die Turnkreiſe, ſowie über die Organiſation über: 
haupt. Das Schreiben ſoll als Placat in der Turnhalle zur allgemeinen 
Kenntnißnahme ausgehangen werden. — Die Mitgliederzahl betrug im letzten 
Quartal 477. Nach den Mittheilungen des Herrn Dr. Fedde war die Bes 
theiligung am Turnen im vergangenen Vierteljahre eine ſehr rege, die durch⸗ 
ſchnitiliche Zahl der Turner an den Turnabenden belief ſich auf 110. Nach 
weiteren Mutheilungen des Herrn Dr. Fedde über ein Schreiben des Gau⸗ 
vorſtandes und über die Vorturnerſchaft wurde die Verſammlung geſchloſſen. 


M. L. Breslau, 29. Januar. [Breslauer Gabelsberger Steno⸗ 


lichkeit und ihr Anhang batten fleißig für dieſe Wahlen gearbeitet. In zwei in 
der katholiſchen Kirche ſtattgehabtlen Verſammlungen waren dem andächtig 
lauſchenden Volke die Namen der aufgeſtellten Candidaten benannt worden. 
Seid rechtzeitig auf dem Platze, predigte einer der erſten Volksredner aus 
dem Laienelement. Denn Eure Gegner werden ſchon daſtehen, wie eine 
Mauer. Haltet feſt an Eurer Religion und gehet alle zur Wahl, ſetzte der 
geiſtliche zu. Und ſiehe da, am erſten Tage erſchienen 770 Männer der 
ultramontanen Partei und am zweiten deren 773, ohne auch nur einen der 
verwünſchten Liberaliſten zu finden. Der Sieg war glänzend — ohne einen 
einzigen Gegner. Verſichert kann werden, daß von den ſtimmenden Perſonen 
mehr als 50 Procent nicht leſen und ſchreiben, 99 Procent zu der unge⸗ 
bildeten Klaſſe von Menſchen und böchſtens nur 1 Procent zu den gebildeten 
Menſchen gehörte. Das Reſultat der Wahl iſt einleuchtend. Der Herr 
Pfarrer wird, trotz neuer Geſetze, auch in Bezug auf Vermögensverwaltung 
allein entſcheidend ſein. Das einzige liberale Element im Kirchenrath wird 
alſo der ſchon deſignirte Patronalsvertreter fein. — Die gewahlten Ges 
meindevertreter können übrigens kaum zu einem Drittel ordentlich leſen und 
ſchreiben. — Mittwoch fand bier das Begräbniß des im beiten Mannesalter 
verſtorbenen Hauptlehrers Arnold ſtatt. Wie ſehr dieſer Mann die Achtung 
ſeiner Mitbürger genoſſen hat, ergab das zahlreiche 3 Alle Con⸗ 
feſſionen waren vertreten, um dem Verſtorbenen die letzte Ehre zu erweiſen. 
m fo bedauernswerther war es, daß der Pfarrer des Oris in einer pols 
niſchen Anſprache — die Trauernden beſtanden noch nicht zu zehn Procent 
es - J. redenden Perſonen — ſich zu nachſtehender Aeußerung bins 
reißen ließ: 

„Jetzt wollen wir ein echtes katholiſches Vaterunſer für den Verſtor⸗ 
benen beten, dabei aber binknieen und es nicht ſo machen, wie die Vielen, 
— ze nur zur Parade erſchienen find und die ſich ſchon Halbgötter 

nken.“ 

Tags darauf fand eine Seitens des Pädagogiſchen Vereins veranſtaltete 
Todtenfeier in dem Schulzimmer ſtatt, in dem der Verſtorbene durch 11 Jahre 
ſegensreich gewirkt. Dieſelbe wurde mit dem von feinen letzten Schulkindern 
angeſtimmten Geſange: „Es iſt beſtimmt in Gottes Rath“ eingeleitet. Hie⸗ 
rauf hielt Herr Lehrer Lange eine ausgezeichnete zum Herzen dringende 
Gedaͤchtnißrede. Die Feier ſchloß mit einem von den Freunden des Ver⸗ 
blichenen angeſtimmten Trauergeſange. der Feier batten die Freunde 
des Verſtorbenen ohne Unterſchied der Confeſſion Theil genommen. Seitens 
der katholiſchen ep war, frotzdem der Verblichene ein treuer Sohn 
ſeiner Kirche war, Niemand erſchienen. 


Berlin, 31. Januar. Der geſtrige Privatverkehr verlief bei ziemlich feſter 
Haltung ganz geſchaftslos. Oeſterreichiſche Creditactien 338—38½ —38 bez. 
u. Br., Lombarden 197—938—97%, Franzoſen 520, Galizier 86%. Go., 
1860er Looſe 115—115% Caſſa, Jlalieniſche Rente 71,25 bez. u. Br., Türe 
ken 19% bez. u. Br. Rumäniſche Eiſenbabn 26% bez. u. Gd., Bergiſch⸗ 
Märkiſche Eiſenbahn 78% ®p., Köln⸗Mindener Eiſenbahn 95 Gd., Rheiniſche 
Eiſenbahn 113% Gd., Oberſchleſiſche 139, Disconto⸗Commandit 126, Reichs⸗ 
bankantbeile 159½ bez. u. Br., Laurahütte 567 — 57 1 —57%, Köln⸗Minbe⸗ 
ner Prämien⸗Anleihe 109 bez. u. Gd. Auch die beutige Börſe bot kein be⸗ 
lebteres Bild, auf allen Gebieten blieben die Umſätze aufs Aeußerſte be⸗ 
ſchränkt, da das Auregungsmittel, welches der Sporn in voriger Woche 
geweſen, jetzt nach beendeter Liquidation feine Zugkeaft verloren hat. Die Conrie 
baben der Mehrzahl nach keine Veränderungen erfahren, und die wenigen Varia⸗ 
tionen, die heute zu verzeichnen ſind, gewinnen gar keine Bedeutung, indeß 
dominirte im Allgemeinen doch eher eine matte Tendenz. Die internationalen 
Speculationspapiere haben nur ſehr geringfügige Umſätze aufweiſen und 
blieben im Coursniveau der vorhergegangenen Tage. Oeſterr. Nebenbahnen 

ingen wenig um, trugen aber im Allgemeinen eine feſte Phyfiognomie. 

alizier behaupteten ſich gut. Die localen Speculationseffecten fanden wenig 
Beachtung. Disc. Comm. 125,75, ult. 125% — , Dortm. Un. 9,40. Lauras 
bütte 56,90, ult. 571 —56 1. In ausländ. Staatsanleihen ging wenig 
um; nur 1860er Looſe zeigten ſich lebhafter, Oeſterr. Renten blieben unver⸗ 
ändert, Italiener und Türken waren ſchwach und notiren niedriger. Ruſſ. Werthe 
ruhig. Prämienanleihen und Bodencredit anziehend. Preuß. Fonds, mit Aus⸗ 
nahme don Aprocent. Pfandbriefen, unbelebt, andere deutſche Staatspaplere 
ieft. Prioritäten, beſonders inländische feſt. Halle⸗Sorauer fteigend. Stel 
tiner V. und VII. in Poſten gefragt, Potsdamen F. und Fenege 7. 
liebt, Anhalter Lit. C. zwar niedriger, aber doch in guter Stage: b uf it 
Eiſenbahnactienmarkte ſtagnirte der Verkehr fait ganz, Courſe b alberftäpte 
unverändert. Potsdamer ſchwächer, auch Anhalter nachgebend, Halbe er 
etwas anziehend. Rumänen still, anfänglich feft, pater ſchwacher Merdend. 
Bankactien ſehr ſtill. Hannoverſche Bank begehrt, Gewerbebank feſt, Medien» 
burger Hypotheken ſchließen mit etwas höherer Briefnoti Meininger matter, 
Petersburger Discont⸗ und Deutſche Handelsbank matt. Induſtriepapiere 
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ubne Leber. Große Pferdebahn und Vichbof niebeider, Beſend in Pofen rr iche ö 
Ar rage, eng. 


| 1 begehrt, Faconſchmiede 185 85 Mäg deſprung beliebt und recht 
10 1 übe Wedel 8, ſeſt. Credit 333, Lombarden 197,50, Franzoſ 
r r: 08, . redi „ Lombarden „0, anzoſen * 

519.50, Reihäbant 159,25, Disconto⸗Commandit 125,25, Dortmunder Union Wechsel-Course. Eisenbahn-Stamm-Aotien, mit Oeſterreich⸗Unzarn abgeſchloſſene Poſt⸗ und Telegraphen Conven⸗ 
nu 9,40, Laurabütte 56%, Köln⸗Mindener 95%, Rheiniſche 113%, Bergiſche 78%, Ameterdam100F LS Ta, RElb be Divid, pro) 1874 1875 tion genehmigt. A 
\ Rumänen 26%. (Bank u. 9.8.) ‚ondon 1 Ha- such 3 15 e 4 De 12 + 7 = I ne 1 2 N 85 
chrich >otersburgl®0SR.| 3 K. % 260 26 ba . N gemeldete Reſultat der Senatorenwahlen und fügen hinzu: 
. r ben. ade ag 1 — beate pi 1 12 57. : eonfiitutionellen Partei iſt die Majorität gefihert. Die Bonavartiften 
Ei Frankfurt a. M., 31. Januar, Rahm. 2 Uhr 30 M. [Schluß courſe.] 1“ . eb . 7250 ben fund die anderen Parteien, welche für die Revifion der conftituiionellen 
Lioendoner Wechfel 203, 65, Bariier Wecpſel 81, 07, Wiener Wechſel 176, 00.| — Fond und Geld-Course. Berti Seta“ nue ( Geſetze find, unterlagen entſchieden. 


London, 31. Januar. Wie dem „Reuter ſchen Bureau aus 


IE: a Fra ae 22 8 u ; 125 Mauts-Anl.ätygeomsol.441106,10 b |Böhm. . 7226 5 3 . 
fe ſen“) 259%, Lombarden „ Nordweſtbahn „Silberren 8 o. Nice 20 bz Be ‚60 b exandrien vom heutigen Tage gemeldet wird, hätten die egyptiſchen 
N 8 1 D staats-Schuldach — 3 bz Cöln-Hinden 9,25 bz 7 
'I! en „ Mast ARD Da be De Ta Zn 
Ä Lobſe 294, 50, Greditactien*) 169%, Nationalbant 782,00, Darmftänt B. 112. z|Berliner.. . 410160 b Bar Rodenbach. B. 152520 dag | weiſe verlautet, der König von Abeſſinien hätte feine Truppen bei 
Brüsseler Bant —. Berliner Banfberein 75%. Frankf. Bankverein —, dto. J Porenelte nede. 4 4440 bee n 1186 8 Adowa zuſammengezogen. . 
Wechslerbank 76%, Deutſch⸗öſterreich Bank 89%, Meininger Bank] London, 31. Januar, Abends. Der Vorſitzende des Cemite's 
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135 Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 64%. Feſt. Liquidation verlief glatt. Stücke wurden 90 80 6 Magdeb. - Halberat. 47,56: ben ſpondenten in Konſtantinopel, daß der Sultan die Volleinlöſung der 
Br eg Page Ben prolengirt. Geld ſehr flüſſig. o PT 240 be Coupons verlangte, offickell dementirt und fie als Verleumdung 
En eſp. per ultimo. räm.-. 8 Malnz-Ludw . 
| ie eee SO. Wel Taareı Theke S e ae 
98%, Galnier —, 1860er Looſe — —. Deſterreichiſch⸗deuiſche Bank —. | Göln-Mind. Prämiensch 4% 109.25 bad Obersehl, 1 1 bıB (Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) 

ea . Nachmittags. I[Scluß-Courſel Hamburger] Anstsche 38 Flrkone 14289 va Dee Kordwesth: De eg b F 

amburg, 31. Januar, mittags. le 7 che Lease 14: est. Nordwestb, zuge über die Trebinſica und marſchirten in der Richtung nach 
f 2 5 — kw. Präm.-Anleibe 88,00 ba Oest. Südb. Lomb.) 1 198.9680 bs 5 5 
I ñ¶ ꝶ „| ꝙñꝗꝶ᷑çͤ . tut säden vn un Bahnen He Duiahen 
0 Vereinsbank 1154, Saurabütte 56, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſion] vucaten 9,46 B Fremd. Er. — — Reichenberg Pard. 4 1% 56 baB Neuoſovic, Oravo, Zaplanit und einige andere, überall ihren Einzug 
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—, Norddeutſche 122%, Propinzial⸗Disconto —, Unglo » veutiche 52, do.] 3over. 20,29 8 mit Grauſamkeiten bezeichnend. 


„ Breslau, 1. Febr., 94 Uhr Vorm. Der Geſchaftsverkehr am deu⸗ 
tigen Markte war von keiner Bedeutung, bei mäßigen Zufuhren und under⸗ 
änderten Preiſen. l 

Weizen in gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
15,70 bis 18,00 — 19,50 Mark, gelber 15,50—16,75—18,50 Mar“, feinite 
Sorte über Notiz bezahlt. , a 

Roggen, nur feine Qualitäten verkäuflich, per 100 Kilogr. 14,00 bis 


‚ie Anbei re 
amburg, 31. Januar, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco Hypotheker-Certifioate, l 
N 1 auf 2 5 5 Roggen loco flau, auf Termine ruhig. Weizen pr. Senwp pd 4 Fr lirv. f. 4 90 88 br —— - Wien. .]ı 
15 anuar 198 2. 197 445 > 1 pr. u. Apel. n 200 Dr, 16 — 2 : “8 92 5 520 
g en pr. Januar r. d., pr. il⸗Mai pr. ilo | Leatsche Hyp.-B.-Pfb. 5 
157 Br., 150 Bb. . Hafer rubig. — Gerfte matt. — Rubel matt, ioc Faris . 18 e be Eisenbahn-Stamm-Prloritäts- actlen. 
1 68, pr. Mai 66%, pr. Oetbr. pr. 200 Pfd. 66. Spiritus feſt, pr. Febr.- 40. zümap, U nes 166,76 Berlin-@örlitzer . 4 61 0 
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215,50 ba 


14,75 bis 16,25 Mark, feinſte Sorte über 
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do, do, 4½ 98,50 ba Berliner Nordbahn 6 - 


Breslau-Warschau 6 Gerſte, wenig verändert, per 100 Kilogr. 12,50 —14,50 bis 15, % Mart, 


) 2 354, per April⸗Mai 36%, per N per 100 Liter 100 & 374. 
N 1 weiße 16,00 —17,00 Mark. 
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eis 
9 jo Is 
loco 13, 75 Br., 13, 60 Gd., per Januar 13, 60 Gd., per Auguft:December | TandbAIyp. Schuld. de. s | 9} Hannover-Altenb. 6 0 |5 27 ba f 00 Kilogr. 15,00-—16 1 0 
13, 50 Ge. S., Weiter: Gehe fair. e Se ee aim me jkohlmirunen. 24 |- 5 [38 bene aber Mare , pe 00 en . eee 
u Liverpool, 31. Januar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht,) | 4 4. II. E. 8 el 8 ds JMagdeb.-Haiberst. | 3% | 3% 3% 54,18 ba@ Mais mehr Kauflust, per 100 Kilogr. 10,50—11,50 Mark. 
ö 5 Umfag 10,000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 600 Ballen] zom, PrämsPf. 1. B. 108.08 b 3 do, Lit-C, 5.8 50 ba Erbſen mehr angeboten, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mart. 
17 ruaniſche. do. 0. . 5 “ .. ” 5 N A 80 —165 
20 Liverpool, 31. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) r lese Ar 8% E 6 Jar dan 3 W dne, r 188, Klar ee 9 Ain 2 
t e 1Sh | 6. Ri mine > 1 OGSEH ER an ee 
— Matt. Ankünfte ebenfalls matt. 5 Dest. Silberpfandbr. , > rer J Biden, ſtärker N 100 Kilogr. 16—17—18 Mort. 
r e e ee . ee, |800 |. e e N 
1 ait oller god 5 D N PA Schles. Bodencr.- r. y Schlaglein matter. 
638 engal 4%, good fair Broach 5%, new fair Domra 4 /e, good fair Domra| do. 40. 4½ 94,50 B Bank- P Pro 100 Ki ; 
{ ö 5 3 d4,-Ored,-Pfdb.\5_ 10,0 d aplere. ro logramm neite in Mark und Pf. 
1 6 eee Jae. 4 Ahr 0 Mahlen. Peer 1295 e aber % % eee e e r 5 ae 2 2 3 = ia — 
| 31. ‚ ı en . oDe e Bk. 9 — „6% % %/ꝙ/ꝗ; Winterraps 7 
\ markt.] (Schlußbericht.) Weizen unverändert. Roggen ſtetig, Odeſſa 16%. Berl Kasson- Ver. 19 * Winter ſen 29 25 28 25 26 25 
Hafer ruhig, Petersburg 21%. Gerſte feſt. Ausländische Fond 40 Produ Hl. B., 10 u Sommerrübſen ..- - 30 50 29 50 28 — 


Antwerpen, 31. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ Kr 5 Braunschw. Bank. 7 
Markt) (Shlusberist.) Naffinirtes, Type weiß, dure 34 boy und Di, Ger Fapterent: 1 84 520 beer naten 
um. re * 
1 ; . 32% bez., 33 Br., per März 31 bez., 31% Br., per April do. Bier Präm-ääl id 195 ba e ee 
. + 5 2 ‚= 7 real. W „ 
nt: Bremen, 31. Jan., Nachmittags. [Petroleum] (Schluß bericht) Stane| 45. Ger Leos: . 1205/86 duo JOodurs.Cred-Buk.| 4 
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Leindotter 27 — 268 — 25 
Rapskuchen preishaltend, pr. 50 Kilogr. 7,80—8 Mark. 
Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,20 — 9,70 Mark. 
Kleeſamen in ruhiger Stimmung, rother matter, pr. 50 Kilogr. 49 — 55 

bis 58—61 1 hoch gehalten, pr. 50 Kilogr. 61—64—73—76 Mart, 
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de, 1. Merz 12, 76 der En RE ee r 
Berlin, 31. Jan. roductenbeticht Bei fehr beſchränktem Um ⸗ aug. poin Schatz bl. 70 ba do. Reichsbank| — 1 e wache Kaufluſt, pr. 100 Klgr. Weizen fein alt 29, 
ſatz von Roggen uf .— . 705 Die Buele ehe em wer der | Bein. lecke. Km. aan geo vB. Berlin] 1% 9 ba 3 a en 4 * 3 . — 
7 5 del leidlich gut, die etwas ſtärkere Zufuhr iſt zu feſten Preiſen unterge⸗ de qui f 5 ioneb. eh Futt 5 > 
een = Roggenmehl unverändert. — Weizen recht feſt im Werthe. Amsrik- rück 548886 (6246 bac — 5 mine |8,75 Mart. N N 


t bei dem Mangel an Verkäufern nur geringen Umfang ers, 45. 5% Anleihe. % 0% ci Wer N 
— ae deer Billiger — Zufuhr reichlich. Termine preishaltend. e ede Sn, Ln. Ganter. v 
— Naabdl unbelebt, aber in feiter Haltung. — Spiritus hoͤher und ziemlich | ter. Tabak-Oblie. . % 108 20 @ Hamb; Vereins.-E. 11½ 
lebhaft. Das bieſige Lager iſt im Januar um circa 1/4 Millionen Liter] Baab-GrazerloThir.L.4 | 78,75 bz Ai ber 5% 
N RE umfaßt jetzt das ſehr bedeutende Quantum von cicra | Bumänisehe . Königsb.Ver. Bank 5 
2. i ionen iter. t b.-Anl.|6 72,20 * Ludw.-B. K wile 1 ch 
a ee, san m um 0 An, 1 Dad ame U BESTE 
weißer märkiſcher — ab Bahn bez., gelber mecklenburger — M. bez., Schwedische 10 Thlr. L040 — — n au 
gelber märtiher 190 D. ab Babı dez, meißbunter volniider — Mr. ab | Finnische 10 Tals-Lonse 4120 e eben, 4!“ 
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* [Die Nr. 2 der „Gegenwarf”] von Paul Lindau, Verlag bon 
Georg Stilke in Berlin, enthält: An Profeſſor Billrolh in Wien. Von 
Berthold Auerbach. — Der Schmerling⸗Artikel der „Provinzial⸗Correſpanden 
a Von Politicus. — Das geiſlige Leben in ae Von Schmidt⸗ 
2 Weißenfels. (Fortſetzung.) — Heiltünftler und Mirakel. Von Carl u 
120 bzB — Literatur und Kunſt: Eine Ode des Horaz. Verdeulſcht von Cmanue 
1882 2 Geibel. — Alte und neue Antworten auf äſthetiſche Feu Von M. 
1730 b Carriere. — Baron Helferts Geſchichte Oeſterreichs. IV. Band. Von Walter 
2 K Rogge. — Die modernen Bühnenverhältniſſe Englands. Von Johannes 
* — Proelß. II. (Schluß) — Aus der Hauptſtadt: Dramatiſche Aufführungen. 
6 „Eitronen“. Schwank in vier Aufzögen don Julins Roſen. Beſprochen von 
1% da bon Paul Lindau. — „Ein vorſichliger Mann.“ Poſſe in drei Acten von 


hn, ordinär gelb rumäniſcher — M. bez., pr. December⸗Januar — Moldauer Lds,-Bk.| 3 
bez, pr. Februar, Marz 186% M. bey, vr. April:Mai 193-1944 m. Eisenbahn-Prloritäts-Aotlen. - Herde dmetr u 4% 
dez, pr. Mai⸗Juni 197 —198/½ M. bez., pr. Juni⸗Juli — M. bez. Ge⸗ Berg-Märk. Serie IT. . 4% 99,25 B Oberladsiser B 
kündigt — Ctnur. Kündigungspr. — M. — Roggen Ioco 147—162 M. pro * * 10 —— b Oest, Cred.-Actien| 0% 
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e i 1,00 B : 
1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 148—150 M. bez., polniſcher as" Hess. Kordbahn 5 . re en — N „s G. v. Mofer und Jacobſon. Besprochen von Otto v. Leirner. 
150, —152 M. bez., inländiſcher 154—160 M. ab Bahn bez., pr. December | Beriin-Görlitz. a. 6 102 6 Pr. Cont-Bod.-Grd. 9 3 4 eg ee 
a anne RUE e Dieb Beseme Suse 
jahr 149150 M. ber, pr. Mai⸗Jun 149-1494 DM. ber, or. Juni. oe wen, Lit, 5.0% 06 8 gad. Berk. verein] 6 82 balt: Der Einfluß der Frauen auf die Erziehung. — Ueber die praktische 
uli 149—149% M. bez. — Gekündigt 6000 Ctur. Kündigungspreis 140 M. do. do. E. 4% 96 8 Schl. Vereinsbank, 5 83 20 0 Einrichtung von Kochderden und Kochmaſchinen. Schluß. — Briefe einer 
— Öerfte Ioco 132180 M. nach Qualität gefordert. — eier per 100 Mo de. do 44 8% % t Bank. 5 r Verstorbenen. Fortſetzung. — Cine barmloje Epifode aus meinem Künſtler⸗ 
1 loco 135—180 M. nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 150 —174 M., 45. A a n 2 „ur Leben. — Bur Anregung. — Nachrichten aus dem Berliner Hausfrauen⸗ 
weſtpreußiſcher 150 —174 M., ruſſiſcher 150 — 174 M., vommerſcher 165 — 175 do, do, 4.4% 90 B ee Laer ie er ’ G 8 jest } 
’ ＋ | | verein. — Nachrichten aus dem Central⸗Bureau. Nachrichten aus aus⸗ 
5 M. ber, medlenburgiicer 155 M. bey, bübmiler 165-175 en ab dee Ir. r / 8245 © wärtigen Hausſrauen⸗Vereinen. — Frauen im öffentlichen Leben. — Sprech⸗ 
| — 2 N Inne ee 2 5 8 rain 1614 gr rn 8 L. 1* — — — * Berliner Bank AN 76 halle. — 5 für die Küche. — Notizen für das Haus. 
— M. bez., pr. Januar⸗Februar — M. bez., pr. bez. 0. . IV. 80 b 512 ji a m — 
60 pr. Mas ant 162% M. bez., pr. Juni⸗Juli — M. bez. — Getünpigt ee ee ah Eee e La „Die Natur.“! Zeitung zur Verbreitung naturwiſſenſchaftlicher 
— Eins. Kündigungspreis — M. — Erdſen: Kochwaare 176—210 M.,] Zannever-Altendekenlay| —— — erlegten? |— . Kenntniß und Naturanſchauung für Leſer aller Stände. (Organ des Deut⸗ 
IR erwaare 166—175 M. — Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl.] Märkisch-Posener . . 5 78 B Berl, 8 ie ſchen Humboldt: Vereins.) Herausgegeben von Dr. Otto Ule und Dr. Karl 
* Eu Nr. 0: 27,00—26,00.M. bez., Nr. 00: — M. bez., Nr. 0 und 1: 25,50 4M. Staateb. . 5 1e ee u. Entry. 8 il Müller von Halle. Halle, G. Schwetſchke ſcher Verlag. Nr. 4. Inhalt: 
dis 24.00 M. bez. — Roggenmehl Nr. 0: 23,50 — 22,00. M., Nr. 0 und 1:| 47. 40. 051. Le. 1. 9286 8 Centralb. f. Geno. O | — fr. 8 b Unterſuchungen über die Beſchaffenheit des Meeres in bedeutenden Tieſen. 
5 un M. bez. e L 2885 et 8 1 Ser. 221 Hessische Bank. | 0 — fr. 12 2 Bu ne son a Dale dorf. 5 5 0 hi den en 
9 20,65 M. bez., pr. Januar⸗FJebruar 20,65 ez., pr. Februar⸗März 20, „ Wergchles. 4. m x ; a ar er. Mit ungen. — Literatur⸗Bericht: 1. Hermann J. Klein, 
100 bez., pr. Mar Apa DO. bez., pr. Arlt Man 50 M. ber, pr, Mai-“ . E n Populäre aſtronomiſche Enchclopädie. 2. P. Angelo Sechi, Die Einheit der 
14 120,50 M. bez., pr. Juni⸗Juli 21 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 21 M. bez. do. P. 0% % Er. rede egen, . 48 ba Naturkräfte. 3. Dr. Karl Ruß, Die gefiederte Welt. — Kosmogenitiſche 
ih — Gekündigt — Eine. Kündigungspreis — N. — Delfaaten: Raps — M., de. . 178723 8 Dee Mittheilungen: Die Weltzellen. — Technisches aus unſerer Zeit: Der Cellu⸗ 
9 1 * do, F 4101 0% @& Schl, Central kr. 8 
Rübſen 1 M. 3 4 — Ban 1 land Rabe Wr ar as |VerBk Quistorpl 0 I It. 11070 924 loſe-⸗Papierſtoff. 
— — . 2 5 * * . . * ..... 1 1 
jene 0 mr e ee eee, „EBEN Br him F d 1 SB 
- M. bez, pr. Maj⸗Juni 65,3—4 M. bez., pr. Sept.⸗October 65—65, M. enn „4. br eufe bei Grenoble iſt ge . . N 
RL bez Gelldigi — — ö 2 M. Leinöl loco 58 M. 40. Peg eee F m Da 50 Jahren die Fabrikation des bielgepriefenen Liqueurs, durch deſſen Ver 
— Petroleum loco 32 M. bez., per 100 Kilo incl. Faß, pr. December⸗ da. Cosel-O derb. 4 — do, Reichs-n.0o-E| 4 — |4 | 70,80 8 das Kloſter ſich ein Vermögen erworben hat. Bei dieſer Gelegenheit erzählt 
0 Jean 305 DR bp, e , t ⅛ bein HNIle® ine Safe bb Aamfen Out 
tin h ez. Abgelaufene Anmeldungen — 1, pr. il⸗Mai — do. do. II. Em. 4% —— de. Tapierfabr.] 4 — lalıda e 0 12 
N, P a 8 ; 4 n ersend, Com.-G. — ei 8 % Im m. Wollen Sie eingeſegneten oder nichteingeſegneten? ſagte der Keller? 
| Ad ee N 45. nage 5 7 » 17 e 8 8 6 A — 5 meifter. — zit der Preis derſelbe? — Nein, die Einſegnung wird beſonders 
* ice u. Inco „abne Beh“ 43,96 M. 8285 „mit ee . 15 m. 5 Bak Nee Is |18 ide mit b L 5 zent N ehe der Doctor nach einiger Ueberlegung, 
u ez., pr. December⸗Januar 45, bez., pr. Januar⸗Februar 45, t. | Senlesw. Eisenbahn . 2 8 3 ren. 
bez., pr. Mär April — Mi. bez., pr. April:Dai_ 47,4—7 M. dez, pr. Mais ee he jpenzersmarkhättel = 18 -| 068, — ——7⅛—U“Pt; — — 
; 748,1 8 „pr. N 1 48 9—49,3 . bez., pr. i Themnitz-Komotau . ‚00 bz Dortm. 2 .. Ei \ 2 
c . 84 Me Mriäien| for a ee Verläuſer 
dember — m bey — eee 10,00 Ser. ieee 45,10. zieren f mn [meine .s; er e |janit nad Tängerem Seven unfer ge N — 
8 . 5 h N Dia un „ r „ e 5 
Concurs Eröffnungen. genere f BB Lee : | 2402: |&ämager und Ontel, der Königliche] und Gonfections- Brande, Jet 
Ueber das Vermögen 1) des Kaufmanns ernbard Grandaum zu Da: | Une eee 13 13800 B fschläinkhräcien 1 [82 be Keiser 3 [413] (das Deroriren der Schaufenster 
. tibor. 393 ung 21. Januar cr. Einſtweiliger Verwalter Kauf, keüberg-Ozernowilz 8 | 69,80 8 do. StPrAct| 7 — 4% 80,80 K FKriedrid) Nirdorff durch und durch verſteht, ſucht zum 
10 mann Paul Ackermann. Erſter 8 5 Februar cr. 2) Ueber das Ge⸗ do, do, MS | 7226 dB ee i | 7 . ſofortigen Antritt dauernde Stellung. 
Ri, rg und Privatvermögen der Kaufleute Gustav Lefevre und Louis „do lie 439 8 N g Oppeln, Breslau, Bolkenhain, ef. Offerten werden sub bl. 
Bi febre, in Firma Gebrüder Lefevre und L. u. G. Lefebre zu Stettin. Azur Schl. Centralb,|ir. | 2069 & Baltischer Lloyd %% — 36 6 den 31. Januar 1876. A. B. C. poftlagernd Gleiwitz erbet 
716 lungseinſtellung 29. December 1875. Einſtweiliger Verwalter Kaufmann 40. u. tr. 26 8 Bresl, Bierbrauer] 6 — ( — Die Hinterbliebenen — teppdecken, Wie 
Ir „Flemming. Erster Termin 3. Februar er.; 3) des Kaufmanns Bernhard Zronpr.-Rudolf-Bahn . 26 bs reel. E. aa 3 — 4 — — 7 { ‘ n e . Steppdecken, erfigt bei 
17 imann zu Hamm. Zablungseinſtellung 24. Januar cr. Einſtweiliger Ver⸗ 4. 4, f. 3 3578 be ned, Srinneret 14 | 14 [20,10% Die Beerdigung findet Donnerstag | werden ER 8 
walter Kaufmann Bergmann. Erſter Termin 9. Februar ct. 4 südl, Braatsbahn 3 2 0 „ 37 e nn DIE, DAR een Ga ae j 
MR / ERTL HT ST EETT BE I VTER SU TE TEGETT FREIE 0. noue ö offn’s r. — Ber — 
Metesrslogiſche Beobachtungen auf der köntgl. Univerfitäts-| e. Me; d fe een m |Z IK [Ws 0 
IRRE w * * 0 1 . 5 .. 5 ech 4 
0 Sternwarte zu Breslan, wur: yes „„ Nur echten Astrach. Caviar 
. ß. in fhöner belgeauer Wen e a 
le. —.—— bei O 901 SR I 33 er Wank-Discont 8 got. Wellw-Fabr]0 | % con verſendet gegen Nachnahme das Brutfo-Pfund mit 4,25 
HN .. — 1700 — Ah a Lombard-Zinatuss 6püt. Wilbolmahüttetä.| 4 — 4  — — C. Goralczik Myslowig. 
a n 3 SD. 1 Breslau, I. Febr. [Waſſerſtand ) DB. m UB. — Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
5 . e deuer. dee x beiten, ar a u Drud don Graßl, Barık u. Comp. (W. Friedrich) in Brenlan. 
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